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LAT Leitantrag

LAT1

Beschluss
Mit Änderungen angenommen

Wir arbeiten, um Arbeit und Leben zu verbessern

Nach dem für die BayernSPD erneut nicht zufriedenstellenden Abschneiden bei der Landtagswahl

2023 beschloss der Kleine Landesparteitag eine Aufarbeitung. Eine Kommission und vor allem die

Mitglieder auf unseren sieben Regionalkonferenzen haben sich konstruktiv mit der politischen Situa-

tion, den Stärken und Schwächen sowie Fehlern der letzten Jahre auseinandergesetzt und vor allem

Vorschläge formuliert, wie wir in Zukunft besser werden können. Dieser Beschluss soll als weiterer

Schritt die Grundlage für die neue Ausrichtung der BayernSPD bilden.

Wirwerdendie SPD inBayernwieder zu einer Partei entwickeln,welche für dieWähler*innen interessant

ist, die für sie als Regierungspartei in Frage kommt und der sie zutrauen, Zukunft zu gestalten.

Wir brauchen eine allem zu Grunde liegende Erzählung, welche uns ausmacht, auf die sich alle Mitglie-

der berufen. Eine politische Grundidee, anhand derer wir politische Forderungen aufstellen und neue

Fragen beantworten.

Die Grundlagen unseres gesellschaftlichenWohlstands werden durch Arbeit geschaffen. Daher wollen

wir Arbeit und Wirtschaft im Sinne sozialen und ökologischen Fortschritts gestalten und konkret das

Leben der Menschen verbessern.

Es geht nicht umnaivenOptimismus. Fortschritt erfordert Arbeit, VeränderungenundpolitischeAusein-

andersetzungen. Unser Ziel ist es, dabei alle Menschen mitzunehmen und niemanden zu überfordern.

Fortschritt muss ein besseres Leben für alle schaffen – nicht nur für Eliten.

Wir geben uns deshalb ein klares, langfristiges Profil, welches wir über mehrere Jahre verfolgen wollen.

Politik für die 95 Prozent

Wir machen Politik für die, die auf politische Gestaltung angewiesen sind. Das sind die, die nicht allein

von ihrem Reichtum und Vermögen leben können. Deren Leistung hält Wirtschaft und Gesellschaft am

Laufen.

Liberale, Konservative, Neoliberale und Rechtsextreme bemessen Leistung nach der Höhe des Vermö-

gens oder des Einkommens. Ihre Programme und konkrete Politik vergrößern die soziale Ungleichheit,

die für den gesellschaftlichen Zusammenhalt und auch für unsere Volkswirtschaft schädlich ist.

Die echten Leistungsträger*innen sind diejenigen, welche die Herausforderungen ihres Alltags bewäl-

tigen und mit ihrer täglichen Arbeit oder ihrem ehrenamtlichen Engagement Bayern lebenswert und

zukunftsfähigmachen. Die, die jeden Tag arbeiten, in die Schule gehen oder studieren; die für andere in
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der Familie (was nach wie vor überwiegend von Frauen geleistet wird) und darüber hinaus Verantwor-

tung übernehmen; die, die nach ihrem Arbeitsleben jetzt im Ruhestand sind; diejenigen, welche mit

Herausforderungen kämpfen müssen und ihre Tage meistern. Für die wollen wir kämpfen, für all dieje-

nigen, die den Zusammenhalt erarbeiten und stärken. Aber auch die, die nach einem Jobverlust dafür

kämpfen, wieder in Arbeit zu kommen.

Leistungsträger*innen sind zum Beispiel diejenigen, die ihren Beruf und Haushalt unter einen Hut brin-

gen müssen, und die gute öffentliche Bildungs- und Betreuungsangebote brauchen. Es sind die Allein-

erziehenden, die arbeiten gehen und zusätzlich Bürgergeld beziehen müssen, weil der Lohn nicht zum

Leben reicht.  Die, welche selbst Angehörige pflegen. Die, die eine neue Wohnung finden und umzie-

hen müssen. Diejenigen, welche sich mit harter Arbeit ein Eigenheim erarbeitet haben und es erhalten

wollen. Die, die mit dem Bus in die zur Ausbildungsstätte fahren oder die ein Auto brauchen, um zum

Sportverein zu kommen. Leistungsträger*innen sind die vielen Unternehmer*innen, die in dem struktu-

rellen Wandel ihre Betriebe zukunftsfest aufstellen oder neue, innovative Unternehmen gründen wol-

len und dazu auf gute Rahmenbedingungen angewiesen sind. Leistungsträger*innen sind die vielen eh-

renamtlich Tätigen in Sozialverbänden, Sportvereinen, Glaubensgemeinschaften oder gemeinnützigen

Organisationen, ohne die unser Freistaat nicht funktionieren würde und die mehr Anerkennung und

Unterstützung brauchen.

Gemeinsam mit all diesen echten Leistungsträger*innen, werden wir den Bayer*innen Sicherheit und

Zuversicht in Zeiten von Veränderungen und Herausforderungen geben. Dazu gehört auch, die Lasten-

verteilung in der Gesellschaft gerecht aufzustellen. Die Belastung der Arbeitseinkommen ist zu hoch,

während die Besteuerung der hoch Vermögenden zu gering ist. Die Schere zwischen Armund sehr Reich

geht immerweiter auseinander.Wirwerden dafür kämpfen, dass es nicht die Leistungsträger*innen des

Alltags sind, die die Gesellschaft finanzieren, sondern die, die es sich leisten können.Wir brauchenmas-

sive Umverteilung von Oben nach Unten, wir kämpfen für eine echte Vermögenssteuer, eine wirksame

Erbschaftssteuer und mehr Unterstützung für diejenigen, die nicht in Reichtum geboren werden, sich

Eigentum und Vermögen selbst erarbeiten zu können!

Die vielen Herausforderungen des Alltags lassen viele oft pessimistisch auf die Welt blicken. Aber wir

versprechen:Wir sehen die Schwierigkeiten, wir sehen,was geleistetwird und gemeinsammit allen, die

diese Herausforderungen meistern, kämpfen wir für eine gute Zukunft, in der es wieder leichter wird.

Wir suchen das Gemeinsame: Solidarität statt Spaltung

Bayern ist ein vielfältiges und starkes Land. UnserWohlstand ist von der Arbeit seiner Bürgerinnen und

Bürger, der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer wie seiner Unternehmen, seiner starken Zivilgesell-

schaft und der vielen ehrenamtlich Tätigen geschaffen.

Aber: Auch in Bayern wird der Alltag für viele Menschen immer schwieriger. Die politische Debatte ist

aktuell geprägt voneinemGegeneinander: Arbeitnehmer*innengegenBürgergeldempfänger*innen,Al-

te gegen Junge, Migrant*innen gegen „Deutsche“, Männer gegen Frauen, Stadt gegen Land, Ost gegen

West. Und auch innerhalb der SPD gibt es dazu verschiedene Positionen.

All diese Aussagen machen einen großen Fehler: Sie spalten statt zu vereinen. Sie stellen Menschen

einander gegenüber, die viel mehr vereint als sie trennt. Unsere Antwort ist deshalb klar: Wir suchen

das Gemeinsame, das unsere Gesellschaft verbindet. Wir sind die Partei der Solidarität.
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Wir geben der BayernSPD ein Zukunftsprogramm

Wir müssen die verlorenen Kompetenzwerte für die BayernSPD vor allem in den Feldern wiederherstel-

len, die für potentielleWähler*innen der Sozialdemokratie denUnterschiedmachen.Wirmüssenunsere

Programmatik auf die Leistungsträger*innen des Alltags ausrichten, in allen Themenfeldern, z.B. Arbeit

und Soziales,Wohnen, Gleichwertige Lebensbedingungenüberall im Land, Bildung, Familie, Gesundheit

und Pflege.

Wir versprechen nicht einfach nur schlicht “dieWelt wird schön”, ohne uns damit auseinanderzusetzen,

dass gesellschaftlicher, sozialer und ökologischer Fortschritt immer auch mit harter, langfristiger Ar-

beit verbunden ist, die Veränderungenmit sich bringen wird. Aber unser Versprechen ist, dass niemand

Angst vor Veränderungen haben muss.

SozialdemokratischePolitik, die begeisternundüberzeugenwill,muss konkretepolitischeKonzepte ent-

wickeln, die am Alltag der echten Leistungsträger*innen anknüpfen.

Bis zum Landesparteitag 2025 werden wir in einem Arbeitsprogramm mit einem konkreten Zeitplan

verbunden deutlich machen, wie wir die Basis für die Landtagswahl 2028 schaffen. Ausgangspunkt für

die einzelnen Themen ist dabei jeweils die Realität für die Leistungsträger*innen des Alltags. Es funktio-

niert nicht, hochwertige und verlässliche flächendeckende Kinderbetreuung kurzfristig zu versprechen,

wenn klar ist, dass es über Jahre zu wenig Erzieher*innen geben wird – und das ist nur eines von vielen

Beispielen, wo unsere politische Zielsetzungmit der Realität kollidiert. Es ist unsere Aufgabe, diese Kon-

flikte zwischen Zielen und Realität schlüssig und verständlich aufzulösen und aufzuzeigen, wie derWeg

von der Gegenwart in die Zukunft funktionieren wird. Dafür braucht es klare Verantwortlichkeiten und

klare Prozesse.

An der Erstellung erster konkreter Punkte für ein Zukunftsprogramm bis zum Landesparteitag 2025 be-

teiligen wir die Untergliederungen der BayernSPD und dieMitglieder. Hierfür werdenwir konkrete The-

sen formulieren, die den Diskussionsprozess strukturieren sollen. Streitthemenwie Frieden, Sozialstaat,

Migration etc. werden wir nicht aus dem Weg gehen. Wir werden sie anhand unserer Werte und Vor-

stellungen beantworten.

Die BayernSPD kämpft gemeinsam für die Verbesserung des Alltags der echten Leistungsträger*innen

Solidarität muss auch innerhalb unserer Partei gelebt werden: Wir hören uns gegenseitig mehr zu und

nehmen uns gegenseitig Ernst.Wir erarbeiten uns Vertrauen und schaffen Geschlossenheit nicht durch

Verordnung, sondern durch Einbeziehung, Teilhabe und Vorbild. Egal obMitglieder in Vorständen,Man-

datsträger*innen in Berlin oder München, Kommunalpolitiker*innen oder die Untergliederungen: wir

wollen alle gemeinsam an den Inhalten und Strategien unserer Partei arbeiten.

Wir wollen gemeinsam für eine Gesamterzählung stehen und unser inhaltlicher Roter Faden muss sich

durchunsere langfristige Kommunikationundalle inhaltlichen Positionierungen ziehen:Wirwollenden

Menschen wieder Mut machen und greifbar machen, für wen wir kämpfen, nämlich für eine gerechte

Gesellschaft, für echteUmverteilung, für ein echtes Aufstiegsversprechen und eben für die 95%, die ech-

ten Leistungsträger*innen. Nur die Sozialdemokratie kümmert sich um die echten Held*innen unserer

Gesellschaft und nurwir können denAlltag derMenschenwirklich verbessern. Daswird viel Arbeit, aber

wir sind bereit.
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Wir nehmen den Kampf wieder auf. Die bayerische Sozialdemokratie kämpft stolz. Und wenn wir alle

gemeinsam kämpfen, dann gewinnen wir!
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LAT2

Beschluss
Annahme in geänderter Fassung

Die Mitmachpartei für Bayern.

In den kommenden Jahren wollen wir unser Profil als BayernSPD nach außen und nach innen

konsequent und klar schärfen. Unser größtes Pfund dafür sind unsere rund 50.000 engagierten Mit-

glieder. Wir wollen sie in Zukunft noch früher, besser und umfangreicher beteiligen. Dies wurde auch

auf den Regionalkonferenzen deutlich und muss sich ändern. 

Die Parteistrukturen in den Gliederungen sind ein zentraler Ort der Beteiligung unserer Mitglieder. Un-

ser Ziel als BayernSPD ist es, die Arbeit vor Ort bestmöglich durch die neue hauptamtliche Struktur aus

den in den Bezirken konzentrierten Teams sowie dem neuen Servicecenter des Landesverbandes zu un-

terstützen. Wir stellen dafür ein breites, aber zielgerichtetes Fortbildungs- und Schulungsangebot zur

Verfügung.

Eine zentrale Rolle wird hierbei der BayernSPD-Campus einnehmen. Über den Campus werden wir kon-

tinuierlich Angebote machen, die die innerparteiliche Organisation, die Kommunikation nach außen

und die Schwerpunkte unserer inhaltlichen Arbeit umfassen und jeweils aktuelle Herausforderungen,

wie derzeit die Vorbereitung der Bundestagswahl und der Kommunalwahl, berücksichtigen. Wir set-

zen dabei auf die Kompetenz unserer Ehrenamtlichen und gleichzeitig auf externe Expertise und wer-

den die Möglichkeiten der digitalen Kommunikation ebenso nutzen, wie die Vorteile von Angeboten

in Präsenz. Wir werden das feste Programm des BayernSPD-Campus mit einem Angebot an Rufsemi-

naren, auf das die Gliederungen zurückgreifen können, ergänzen. Wir empfehlen unseren Mitgliedern

die Bildungsangebote der uns nahe stehenden Bildungseinrichtungen, der Akademie Frankenwarte

Würzburg, der Franken Akademie Schloss Schney, dem Bayerischen Seminar für Politik, der Georg-von-

Vollmar-Akademie und der FES Bayern in München und  Regensburg. Demokratie braucht engagierte

und kompetente Bürger:innen und Parteimitglieder. Demokratie  braucht politische Bildung.

Im Rahmen der Neuordnung unserer hauptamtlichen Strukturen werden wir genaue Zuständigkeiten

für Haupt- und Ehrenamt formulieren und eine Servicestelle für OV-, KV- und UB-Vorstände einrichten.

Zusätzlich werden wir Leitfäden für die verschiedenen ehrenamtlichen Aufgaben in der Partei entwi-

ckeln. Durch diesen Prozess werden die Arbeit der Gliederungen weiter vereinfacht und auch die noch

offenen Punkte des auf dem Parteitag 2021 verabschiedeten organisationspolitischen Leitantrags so

schnell wiemöglich umgesetzt. Der Neuordnungsprozessmuss als Chance genutztwerden, um zu einer

effektiveren Parteiarbeit und -struktur zu gelangen.

In der SPDwerdenwir nicht immer einerMeinung sein.Das ist auchgut so, dennwir vertretenMenschen

mit verschiedenen Hintergründen und Interessen. Es muss uns dennoch gelingen, geschlossen aufzu-

treten. Dafür wollen wir Räume schaffen, in denen wir die politischen Fragen in der Sache gemeinsam

debattieren und uns auch streiten können, am Ende aber zu gemeinsamen Entscheidungen kommen,
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ohne unsere Differenzen nach außen zu tragen. Am Ende gewinnen wir im Team nur dann, wenn wir

auch im Team spielen.

Deshalb setzenwir auf den kontinuierlichenAustauschmit allen, die für die BayernSPDaktiv sind: Unse-

ren Funktionär: innen undMitgliedern, unseren Abgeordneten und unseren Kommunalpolitiker: innen.

Unsere Bürgermeister: innenunddie Kommunalpolitiker: innenwerdenwir stärker ins Zentrumunserer

Parteiarbeit rücken. Sie sind vor Ort genau diejenigen, welche die Sorgen, Nöte und Zukunftswünsche

derMenschen tagtäglichmiterleben. Sie sind es zugleich, die vor Ort Verbesserungen erreichen können.

Gemeinsamwerdenwir unser Profil herausarbeiten und unsere Ideen in die Breite tragen. Dabei setzen

wir auf schnelle und transparente Kommunikation. Dafür werden wir auch die Datenschutzrichtlinien

für die innerparteiliche Arbeit auf ihre Praxistauglichkeit prüfen und wo nötig, dem Parteivorstand Än-

derungen vorschlagen.

Den Gliederungen vor Ort kommt eine besondere Bedeutung für die Mitarbeit der Basis in der Partei

zu. Wir werden den Austausch mit ihnen deshalb verstetigen und intensivieren. Wir werden weiter-

hin einmal im Quartal Online-Konferenzen der Landesspitze mit den Ortsvereins-, Kreis- und Unterbe-

zirksvorsitzenden durchführen und dabei auch die Spitzen der Landesgruppe, der Landtagsfraktion und

der kommunalen Familie einbeziehen. Zusätzlich werden wir kurzfristig Online-Angebote mit unseren

Mandatsträger: innen zu aktuellen politischen Themen anbieten.Wir werden prüfen, wie wir auch Prä-

senzangebote für die Ortsvereins-, Kreis- und Unterbezirksvorsitzenden zur politischen Beteiligung der

Gliederungen, mit Vernetzungs- und Schulungsangeboten machen können.

Wirwollenunsere Parteitage zu zentralenVeranstaltungen für die gesamteParteiweiterentwickelnund

ihr Programmdeshalb,womöglich,mit attraktiven Formaten für die BeteiligungallerMitglieder undder

Bürger:innen ergänzen. Zusätzlich prüfen wir, welche Angebote an direkten Veranstaltungsformaten

wir der Basis für Austausch und Teilhabe machen können.

Bei der Erarbeitung unserer inhaltlichen Positionen, wie etwa des Landtagswahlprogrammes, beziehen

wir künftig die OV/UB/KV-Konferenzen, die Arbeitsgemeinschaften und die SGK stärker mit ein.

Mit inhaltlichen Kampagnen zwischen denWahlkämpfen und der Bereitstellung entsprechenderMate-

rialien, Aktions- undVeranstaltungsvorschlägen oderMusteranträgenwerdenwir dieMitglieder stärker

aktivieren.

Dafür werden wir unsere Informationsplattform (Rotes Netz Bayern) weiterentwickeln und dabei so-

wohl einen Fokus auf die Technik (Nutzung als App) als auch die politische Beteiligung legen, oder ein

entsprechendes Angebot der Bundespartei nutzen.

Mit einer Mitgliederinitiative werden wir unsere Mitglieder wieder für eine stärkere Mitarbeit aktivie-

ren, und mit regelmäßigen Kampagnen zur Mitgliederwerbung wollen wir neue Mitglieder für unsere

Partei gewinnen.

Wir prüfen regelmäßig, welcheMaßnahmenwirksam sind undwelche nicht undwerden ggf. nachsteu-

ern.

Unser Platz ist bei den Menschen!

Zur Mitmachpartei gehört auch die eine noch stärkere Öffnung zu den Menschen in Sport, Feuerwehr,

Kultur, Religion, in ihrem Alltag und an ihren Arbeitsplätzen.Wir alle formen Bayern, ob direkt durch die

Arbeit in politischen Parteien oder im gesellschaftlichen Leben. Wir werden das Gespräch mit unseren
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verlorenenWähler: innen suchen.Dazuwerdenwir in jedemRegierungsbezirk eineDialogtour anbieten,

ummit denMenschen insGespräch zu kommen, frei nach demMotto „Sie habennicht die SPDgewählt?

Lassen Sie uns reden“. Hierfür analysieren wir gezielt den Verlust vonWähler: innen (z.B. in bestimmten

Stadtteilen, Landkreisen, etc.) und begeben uns mit Unterstützung der örtlichen SPD-Gliederungen ge-

nau dorthin.

Vor Ort sind wir erfolgreich. Unseren erfolgreichen Kommunalpolitiker: innen kommt in unserer politi-

schen Arbeit und bei der Erarbeitung unseres Profils eine herausgehobene Bedeutung als Impulsgeber

und erfahrene Anpacker: innen vor Ort zu: sie stehen direkt bei den Menschen, kennen deren Lebens-

realitäten und Bedürfnisse ambesten und können genau sagen, was für das gute Leben gebrauchtwird.

Sie werden wir aktiver in die Positionsfindung der Partei einbeziehen.

Wir müssen unsere Präsenz in den Betrieben und an den Arbeitsplätzen nutzen und ausbauen. Lang-

fristiges Ziel muss sein, dass jedes SPD-Mitglied auch Mitglied in einer DGB-Gewerkschaft ist und an-

dersherum.Wirwerden auf Betriebsversammlungen, in Betriebsgruppenund in dieGewerkschaften ge-

hen, um die Anliegen der arbeitenden Menschen optimal aufgreifen zu können. Ein erster Schritt wird

sein, den Gewerkschaftsrat zu reaktivieren.Wir rufen unsereMitglieder auf, sich auf ehrenamtliche und

hauptamtliche Positionen in denGewerkschaften zubewerbenund in denGremienaktiv zuwerden.Wir

wollen gemeinsammit der AfA wieder Betriebsgruppen in Unternehmen einrichten, und die organisa-

torischen Voraussetzungen für ihre Arbeit schaffen. Zudem wollen wir die Ortsvereine, Kreisverbände

und Unterbezirke in die Lage versetzen, Angebote für die Beteiligung und Mitarbeit von Genossinnen

und Genossen zu machen, die in ihrem Gliederungsgebiet arbeiten, aber nicht leben.

Wir müssen reden: Dialog mit der Partei und mit der Gesellschaft

Wenn der Ton rauer wird, müssen wir mehr und nicht weniger miteinander reden. Der Dialog in der

Partei undmit der Gesellschaft ist wesentlich für die politische Arbeit:Wir müssen alle Stimmen hören,

ohne dass wir uns deshalb alle Stimmen zu eigenmachen.Wir gehen in den Dialog in der Partei mit den

Verbänden und derWissenschaft und vor allem auch weiterhin mit den Bürger:innen.

Die BayernSPDwird gerne undmitMut zu denMenschen gehen.Wir werden gemeinsammit der Partei

– den Mitgliedern, den Gliederungen und den Abgeordneten – Formate und Themen definieren, Ge-

sprächspartner*innen für Veranstaltungen vor Ort anbieten, aber auch entsprechende Formate und Ak-

tivitäten einfordern.

Den Verbändedialog, der für das Landtagswahlprogramm begonnen wurde, werden wir weiterführen.

Wir werden unsere Untergliederungen unterstützen, wenn sie ihre Strukturen für die Basis und Nicht-

Mitglieder öffnen möchten.

All das wird nicht in zwei Jahren möglich sein, ist jedoch für eine erfolgreiche Parteiarbeit notwendig

und zügig zu verfolgen.
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A Arbeit

A1

Beschluss
Annahme

Bekenntnis zu einem starken Öffentlichen Dienst

Wir fordern die Verantwortlichen in Bund, Land und Kommunen, insbesondere die SPD-Vertreter

in Bundes- und die Landesregierungen sowie in den kommunalen Verwaltungen auf, massiv in die

finanzielle und personelle Ausstattung des öffentlichen Dienstes zu investieren.

Die SPD-Vertreter*innenhabenbeiTarifverhandlungen imÖffentlichenDienst darauf hinzuwirken, dass

die Attraktivität des Öffentlichen Dienstes erheblich gesteigert wird. Daher müssen insbesondere in

Sachen Entgelt, Arbeitszeit und Arbeitsbedingungen massive Verbesserungen erzielt werden, um das

bestehende Personal zu halten und neues zu gewinnen und so die Zukunftsfähigkeit der öffentlichen

Hand, die Handlungsfähigkeit es Staats und die Wettbewerbsfähigkeit Deutschlands aufrechterhalten

zu können.

Die Transformation der Wirtschaft, die Modernisierung der Infrastrukturen, der Abbau von Bürokratie,

die Daseinsvorsorge und moderne und gerechte Verwaltungen brauchen einen handlungsfähigen öf-

fentlichen Dienst. Um dies sicherzustellen, bedarf es dringend notwendiger Investitionen. Die großen

Herausforderungen an das Personal müssen sich in Form von Entlastung sowie angemessenen Entgelt

und Arbeitsbedingungen niederschlagen.

Deshalb müssen die SPD-Vertreter*innen der öffentlichen Arbeitgeber in den Tarifverhandlungen be-

reits zu Verhandlungsbeginn einen fachlich angemessenen und konsensfähigen Vorschlag in die Ver-

handlungen einbringen, anstatt zunächst ihre Beschäftigtenmit leeren Händen zu brüskieren. Die SPD-

Vertreter*innen der öffentlichen Arbeitgeber haben in den Verhandlungen konstruktiv darauf hinzu-

wirken, dass ein tragfähiger und wertschätzender Konsens mit der Arbeitnehmendenseite zustande

kommt, der eine zukunftsfähige Antwort auf Überlastung und Personalnot und eine Bekenntnis für ei-

nen handlungsfähigen Öffentlichen Dienst gibt.

Die Verantwortlichen in Kommunen, Ländern und im Bund haben darüber hinaus gesetzgeberisch und

durch Verwaltungshandeln dafür Sorge zu tragen, dass der öffentliche Dienst eine Vorreiterrolle, was

Attraktivität, Entgelt, Arbeitszeit, Arbeitsorganisation und Arbeitsbedingungen angeht, einnimmt. Das

gilt ebenso für Weiterbildung und Aufstiegsmöglichkeiten. Angesichts der vielfältigen Zukunftsaufga-

ben brauchen die Kolleg*innen außerdem personelle Verstärkung.

Hierfür müssen auch die finanziellen Voraussetzungen geschaffen werden. Daher müssen Bund und

Länder die Kommunen finanziell auch so ausstatten, dass diese die auf sie zukommenden Herausforde-

rungen und steigenden Personalkosten auch stemmen können.
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Alle staatlichen Ebenen sind gefordert, eine gesellschaftliche Debatte über die Zukunft des öffentlichen

Dienstes zu eröffnen. Es darf nicht hingenommen werden, diesen als Last für Wirtschaft und Gesell-

schaft abzuqualifizieren. Der Öffentliche Dienst ist das Fundament unseres Staates.
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A2

Beschluss
Annahme

Verbesserung der Vereinbarkeit von Beruf und Familie

Die Situation in Hinblick auf die Vereinbarkeit von Familie und Beruf ist noch immer unzureichend.

Eine Grundvoraussetzung für die Erwerbstätigkeit von Eltern ist eine ausreichende Bereitstellung von

zuverlässigen, kostengünstigen undmit qualitativ hochwertigen Bildungs- und Betreuungsangeboten.

Wir fordern die bayrische Staatsregierung durch die BayernSPD und die SPD-Landtagsfraktion auf,

insbesondere folgende Leistungen für Eltern durch die Kommunen bereitzustellen:

• eine ausreichende Anzahl an Krippen-, Kindergarten- und Hortplätzen, aber auch die Möglichkeit

der Betreuung von Kindern an weiterführenden Schulen

• die vollständige Finanzierung der Einrichtungen sowie die beitragsfreie Teilnahme jedes Kindes

• ein effizientes Platzvergabeverfahren, umwohnortnah und zuverlässig einen Betreuungsplatz si-

cherzustellen

• eine für den Bildungsauftrag der Einrichtungen angemessene Personalausstattung, die den indi-

viduellen kindlichen Bildungs- und Entwicklungsprozessen gerecht wird

• die Umsetzung effektiver Maßnahmen, um der Personalnot entgegenzutreten, etwa durch Aus-

und Fortbildung, Anwerbungen, bessere Bezahlung oder gestellteWohnungen für Beschäftigte

• die SicherstellungderQualität der Einrichtungendurcheine regelmäßigePrüfungundEvaluierung

mind. alle 2 Jahre

• Mitbestimmungsrechte der Beschäftigten, bei allen arbeitsorganisatorischen und strukturellen

Fragen insbesondere hinsichtlich einer partizipativen Pädagogik

• die barrierefreie Gestaltung der Einrichtungen

• eine gute Anbindung der Einrichtungen für das selbstständige Erreichen durch Schulkinder, sei es

durch Ortsnähe oder mit ÖPNV
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A3

Beschluss
Annahme in geänderter Fassung

Tarif-, Sozial- und Nachhaltigkeitsstandards bei öffentlichen Auftragsverfah-
ren

Die SPD fordert, dass Tarif-, Sozial- und Nachhaltigkeitsstandards bei allen öffentlichen Auftrags-

verfahren gelten müssen.

Unabhängig derzeit fehlender gesetzlicher Bedingungen in Bayern und im Bund können auf Kommuna-

ler Ebene (Städte/Landkreise und Bezirke) dazu Vergaberichtlinien beschlossen werden.

Deshalb fordert die SPD ihre Stadtrats- und Kreistagsfraktionen sowie die Bezirkstagsfraktionen auf,

unter Nutzung aller rechtlichenMöglichkeiten entsprechende Anträge (SieheMusterantrag im Anhang

als Orientierungshilfe) in ihren jeweiligen Städten/Gemeinden Landkreise und Bezirke einzubringen.
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A4

Beschluss
Annahme

Kitas am Limit: nachhaltige Stabilisierung des Kita-Systems

Wir fordern:

• Maßnahmen zur Stabilisierung des bestehenden Kita-Systems vor allem durch Verbesserung des

Personalschlüssels, Ausbau vonMitgestaltungs- undMitbestimmungsmöglichkeitender Beschäf-

tigten,

• Stopp des Abbaus der Qualitätsstandards: u.a. durch Verkleinerung der Gruppengrößen und aus-

schließliche Anrechnung von qualifiziertem Personal

• Bundesweiter Kita-Gipfel von Bund, Ländern, Kommunen und Gewerkschaften

• Umbauder Erzieher*innenausbildungnachdemBerufsbildungsgesetz einschließlichder Fort- und

Weiterbildung,

• Planvoller Kita-Ausbaueinschließlich entsprechenderQualitätsstandardsundpädagogischer Kon-

zepte

• Arbeitszeit- und arbeitsmarktpolitischeMaßnahmen für Familien sowohl der Nutzenden als auch

der Beschäftigten.
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A5

Beschluss
Angenommen in geänderter Fassung

Resolution zur Erhaltung des Industriestandorts Schweinfurt

Wir stehen in voller Solidarität zu den Beschäftigten des Industriestandorts Schweinfurt, deren

Beitrag zur Automobilzulieferkette, der erneuerbaren Energien und zur Industriegeschichte der Stadt

unverzichtbar ist. Die jüngsten Aktionen der Belegschaften verdeutlichen die Dringlichkeit, wirtschaftli-

che Unsicherheiten anzugehen, die die Beschäftigten und ihre Familien treffen. Gerade in der Phase der

Transformation gilt es, die Industrie zu stützen, um die deutscheWirtschaft zukunftsfähig zu machen.

Der Standort Schweinfurt

Wir müssen zusammenstehen, um den Standort, die Belegschaft und ihre Gewerkschaft zu unterstüt-

zen. Der angekündigte Stellenabbau und die verkündete Veränderung in den Bereichen der strategi-

schen Leitideen, die zur Streichung der Division Elektrifizierte Antriebstechnologien führen könnte, sind

ein fatales Signal. Hinzu kommt der Druck durch den internationalenWettbewerb, der immermehr Zu-

kunftstechnologien betrifft.Wälz- und Kugellager aus Deutschland ermöglichen die Energiewende. Der

Standort braucht deshalb nicht nur eine klare Perspektive mit Neuansiedlung von Zukunftstechnolo-

gien, Dienstleistungen und Produkten, sondern auch weiterhin eine gut ausgestattete Entwicklung, ei-

ne hochproduktive Fertigung und Logistik, sowie am Standort integrierte Services und Administration.

 

Besorgnis über die deutsche Automobilindustrie

Die deutscheAutomobilindustrie ist eine tragende Säule unsererWirtschaft undbietet vielenMenschen

gute und tarifliche Arbeitsplätze. Allerdings steht sie vor beispiellosen Herausforderungen: steigende

Energiekosten, mangelnde Planungssicherheit und der Übergang zur Elektromobilität setzen die Bran-

che unter enormen Druck. Diese Herausforderungen gefährden nicht nur die Stabilität der Beschäfti-

gung, sondern auch unsere technologische Vorreiterrolle und internationaleWettbewerbsfähigkeit.

 

Maßnahmen zur Stärkung und Stabilisierung der Branche

Umdie Zukunftsfähigkeit dieser Industrie zu sichern, brauchenwir deshalb einenAktionsplan.Maßnah-

men beinhalten:

1. Reduzierung der Energiekosten/ Industriestrompreis: Die Energiekosten sind ein wesentlicher

Faktor. Wir benötigen deshalb einen Industriestrompreis, um finanzielle Belastungen zu senken
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und die globale Wettbewerbsfähigkeit sicherzustellen. Gerade in der Phase der Produktionsum-

stellung sind planbare und bezahlbare Energiepreise für jede Investitionsentscheidung ein Kern-

faktor.

2. Schaffung von Planungssicherheit: Langfristige politische Rahmenbedingungen sind entschei-

dend, um ein stabiles Investitionsklima zu schaffen. Besonderswichtig sind hier verlässliche Emis-

sionsvorgaben, Local-Content-Regelungen, Industriestandards undUnterstützung für technologi-

scheWeiterentwicklungen, sowie verlässliche Förderprogramme.

3. Förderung der gesamten Lieferkette im Zuge der Elektromobilität: Anreize zur Umstellung auf

Elektromobilität sind dringend geboten. Auch in schwierigen Haushaltszeitenmuss sichergestellt

werden, dass die in der deutschenAutomobilindustrie Arbeitsplätze sicher sind.Wichtig ist: Förde-

rungenmüssen auch Zulieferern zugutekommen. Dazu zählen neben Förderungen zur Steigerung

des Absatzmarkts in der E-Mobilität dann auch Subventionen für die Umrüstung von Anlagen, so-

wie Weiterbildungsmaßnahmen für die Mitarbeitenden, damit sie sich auf die neuen Technolo-

gieanforderungen einstellen können.

4. Sozial-Ökologische Transformation gestalten: Im Zuge der dringend notwendigen sozialökologi-

schen Transformation der Industrie sehen wir nicht nur Herausforderungen, sondern auch große

Chancen für die Zukunftsfähigkeit des Industriestandorts Schweinfurt. Der Umbau hin zu einer

nachhaltigen, ressourcenschonenden und klimafreundlichen Produktionsweise ist nicht nur eine

ökonomische Notwendigkeit, sondern auch eine soziale Verantwortung gegenüber den Beschäf-

tigten und zukünftigen Generationen. Dabei muss der Schutz von Arbeitsplätzen Hand in Hand

gehen mit der Förderung umweltfreundlicher Technologien und innovativer Produktionsprozes-

se. Gleichzeitig sind Umschulungs- und Weiterbildungsprogramme essenziell, um den Beschäf-

tigten eine Perspektive in diesem neuen Wirtschaftszweig zu bieten und die soziale Abfederung

der Transformation zu gewährleisten. Die Beschäftigten sind die Expert*innen in der Produktion

und der Industrie. Daher wollen wir die Mitbestimmung auch auf betriebliche Entscheidungen

ausweiten.

5. Sozial-Ökologische Transformation finanzieren: Zur gerechten Finanzierung der Transformation

braucht es einen staatlichen Transformationsfonds in Höhe von 600Milliarden Euro, um die nöti-

gen Großinvestitionen in die Industrie zu sichern. Dieser Fonds soll die Herausforderungen der so-

zialökologischenTransformation abfedern undwird durch staatliche Schulden sowie Einlagen von

Privatpersonen, Investoren und Förderbanken wie der KfW und EIB finanziert. Solange die Schul-

denbremse besteht, soll die Finanzierung über ein Sondervermögen erfolgen. Auch die Länder sol-

len sich beteiligen, da sie direkt von der Stärkung der Industrie in ihren Regionen profitieren. Für

den Freistaat Bayern fordern wir ein Sondervermögen in Höhe von 111 Milliarden Euro

Die Herausforderungen für die Beschäftigten in Schweinfurtmachen deutlich, dass dringend gehandelt

werdenmuss, umdieBranche zu stabilisieren.Wir stehenander Seite der Beschäftigtenundbekräftigen

mit dieser Resolution unser Engagement für eine widerstandsfähige, innovative Industrie, die Deutsch-

lands industrielle Stärke und kulturelle Tradition stützt.

Deshalb gilt: Standorterhalt in Schweinfurt – nur mit euch geht’s Richtung Zukunft!
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P Partei, Struktur und Organisation

P1

Beschluss
Annahme

Richtlinien für Arbeitsgemeinschaften in der SPD verbessern

Die Arbeitsgemeinschaften nehmen innerhalb der SPD besondere Aufgaben in Partei und Öffent-

lichkeit wahr. Sie stehen als Bindeglied zu den jeweiligen gesellschaftlichen Gruppen, die sich in den

politischen Bereichen engagieren. Sie verfügen über Fachkompetenz in ihren jeweiligen Themenfeldern

und haben vielfältige Kontakte in diesen Bereichen. Das muss konstruktiv für die Arbeit der SPD

weiter genutzt und sogar verstärkt werden. Viele der bestehenden elf Arbeitsgemeinschaften sind

im Unterschied zu anderen bundesweiten Zusammenhängen in der SPD von der Mitgliederbasis bis

zur Bundesebene durch Wahlen und Delegationssysteme demokratisch legitimiert. Ihr Aufbau und

ihre Aufgaben regelt der Parteivorstand durch Richtlinien. Im Jahr 2020 wurde eine neue Richtlinie

für die Arbeitsgemeinschaften beschlossen. Die neue Richtlinie mit erheblichen Einschnitten und

Strukturveränderungen für die AGen schädigt die Schlagkraft der gesamten Partei.

Es sollte alles versucht werden, gemeinsam mit den Arbeitsgemeinschaften Möglichkeiten zu finden,

um die Arbeitsfähigkeit der AGen zu stärken und auszubauen und damit die Außenwirkung und Bin-

dungskraft unserer Partei über unsere Verankerung zum Beispiel bei den Frauen, in der Arbeitnehmer-

schaft, in bestimmten gesellschaftlichen Gruppierungen, Milieus und Altersgruppen erheblich zu ver-

bessern.

Wir fordern den Landesvorstand der SPD in Bayern auf, sich für eine Verbesserung der Richtlinie für die

Arbeitsgemeinschaften zu deren Stärkung einzusetzen. Gleichzeitig fordern wir den Vorstand der SPD

sowie den Bundesparteitag auf, die Richtlinie für die Arbeitsgemeinschaften zu verändern, damit diese

ihre besonderen Aufgaben in Partei und Öffentlichkeit wahrnehmen und die SPD-Arbeit auch zukünftig

noch stärker unterstützen können.

Insbesondere fordern wir:

• DieBundeskonferenzenundSitzungenderBundesvorstände sollennicht ausschließlich imWBH in

Berlin durchgeführt werden. Sitzungsintervalle erhöhen. Die Einschränkungen bei den Sitzungs-

intervallen und die Verpflichtung, in Berlin zu tagen, bedeuten im Ergebnis Abgehobenheit und

regionale Ungleichgewichte. Der Wegfall von Möglichkeiten, sich regional, bzw. vor Ort zu reprä-

sentieren, statt im WBH unterzutauchen vermindert die Außenwirkung und Werbungsmöglich-

keit der Partei

• Delegiertenzahlen für die Bundeskonferenzen erhöhen und Vorstände so erhöhen, dass alle 16

Länder ordentlich vertreten sind. Die Ausdünnung der Delegiertenbasis und der Vorstände redu-

ziert die Repräsentativität und Kommunikationsmöglichkeiten erheblich.
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• Ressourcen für die Arbeitsgemeinschaften erhöhen Die erhebliche Reduzierung der Ressourcen

für außenwirksame Aktivitäten außerhalb des festgelegten, bereits 2013 um ein Drittel gekürzten

Budgets, sowie die Reduzierung der hauptamtlichen Unterstützung schwächt die Arbeitsgemein-

schaften praktisch bei allen Handlungsmöglichkeiten und erhöht die Abhängigkeit der gesamten

Partei von den Mandatsträgern.
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P2

Beschluss
Überweisung an den ordentlichen Landesparteitag 2025

Marginalisierten Gruppen echte politische Teilhabe ermöglichen

Seit Beginn unserer 160-jährigen Geschichte hat sich die Sozialdemokratie für gesellschaftlich

marginalisierte Gruppen eingesetzt. Um echte Teilhabe als SPD nicht nur auf der Zunge zu tragen,

sondern auch umzusetzen, verpflichten wir uns auf den ersten zwölf Listenplätzen

• mindestens eine Person bis 35 Jahre,

• eine Person mit Behinderung,

• eine Person mit eigener Migrationserfahrung oder mit Migrationshintergrund bei mindestens ei-

nem Elternteil sowie

• eine Person aus dem LGBTIQ*Spektrum aufzustellen.

Diese Regelung gilt unter dem Vorbehalt, dass ausreichend Kandidat_innen zur Verfügung stehen. Für

die Kandidat_innensuche werden wir frühzeitig die entsprechenden innerparteilichen Arbeitsgemein-

schaften (Jusos, Selbst Aktiv, SPDQueer, AGMigration und Vielfalt), sofern vorhanden, konsultierend zu

Rate ziehen.

Dieses Vorgehen betrachten wir für alle Wahllisten als verpflichtend – von der Kommunal- über die

Landtags- und Europawahl bis zur Bundestagswahl.
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P3

Beschluss
Annahme in Fassung der Antragskommission

Organisationspolitik

Die SPD versteht sich als Volkspartei, die ihre Wurzeln in der Arbeiterinnen- und Arbeiterbewe-

gung hat. Sie beansprucht, sich im Kern an den Bedürfnissen derjenigen Menschen zu orientieren, die

ihren Lebensunterhalt durch Arbeit sichern. Als dadurch wirtschaftlich zunächst schlechter gestellte

Bevölkerungsmehrheit sind die abhängig Beschäftigten in ihrem Streben nach guten Arbeitsbedin-

gungen, einem funktionierenden Sozialstaat und gerechter Verteilung des von ihnen geschaffenen

Wohlstandes auf solidarische gewerkschaftliche und politische Interessenvertretung angewiesen.

Die Zukunftsfragen unserer Gesellschaft und der Menschheit können nur auf der Grundlage dieser

Solidarität und sozialer Gerechtigkeit gelöst werden. Erfolg, Mehrheitsfähigkeit und derzeit sogar

das Überleben der Sozialdemokratie hängen davon ab, ob sie das Vertrauen der Arbeitnehmerschaft

zurückgewinnt. Das Themenfeld Arbeit spielt dabei eine zentrale Rolle. Eine Partei der Arbeit braucht

neben der Präsenz in den Wohnbereichen die Verankerung in den Betrieben, Verwaltungen und Ein-

richtungen. Die Verankerung am Arbeitsplatz und in der Arbeitswelt muss (wieder) zur zweiten Säule

der Parteiorganisation werden. In Zeiten von steigender Mobilität, Digitalisierung, Homeoffice versus

Präsenz und einer auch zunehmenden regionalen Spaltung der Lebensverhältnisse müssen wir der

Arbeitnehmerschaft ein politisches und organisatorisches Angebot unabhängig vomWohnort machen.

Das zieht erhebliche Anstrengungen im Zuge einer wirkungsvollen Parteireform nach sich.

1) Politik braucht Organisation. Organisation ist Mittel zum Zweck, also zur Gewinnung von Mehrhei-

ten sowie zur Umsetzung von Programmen und Inhalten. Organisation in der Sozialdemokratie muss

sicherstellen,

- dass Entscheidungsprozesse transparent und demokratisch von unten nach oben stattfinden, - dass

alle Mitglieder gleichberechtigte Entscheidungsrechte und -möglichkeiten haben, - dass alle Mitglie-

der auch in Präsenz am Arbeitsort oder regional am Parteileben teilnehmen können, - dassWahlen und

Abstimmungen ein Höchstmaß an Klarheit und Repräsentativität schaffen, - dass Meinungen zusam-

mengeführt und gebündelt werden, - dass Konsens und Verbindlichkeit entstehen, die zu solidarischem

Handeln führen, - dass unsere Ressourcen möglichst effizient eingesetzt werden, - und dass Rechen-

schaft und Kontrolle ermöglicht werden.

2) Sozialdemokratische Politik hat Werte und eine soziale Basis. Kern der Wähler- und Mitgliedschaft

der SPDmüssen wieder die abhängig Beschäftigten werden. Ziel und Aufgabe der Arbeitsgemeinschaft

für Arbeitnehmerfragen in der SPD (AfA) ist es dabei, sozialdemokratische Politik in die Betriebe, Ver-

waltungen und Einrichtungen zu vermitteln und gleichzeitig die Interessen aus der Arbeitswelt und der

Gesellschaft in die Partei und die Parlamente zu tragen, mehrheitsfähig zumachen und durchzusetzen.
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Der Erfolg dessen hängt ganz entscheidend von einer möglichst großen Mitgliedschaft und funktio-

nierenden demokratischen Strukturen ab. In unserer Klassengesellschaft verfügen nicht alle Menschen

über gleiche Zugangsmöglichkeiten zupolitischerGestaltung. Es bestehen erheblicheUnterschiedehin-

sichtlich Vermögen und Einkommen, verfügbarer Zeit, Bildung, Kommunikationsgewohnheiten und -

möglichkeiten. Auf diese Unterschiede, die derzeit wieder zunehmen, müssen wir besonders achten.

Wir als SozialdemokratInnen wollen Politik für die Vielen, für die Mehrheit, machen.

Wir sind uns der Tatsache bewusst, dass die Arbeitswelt und die Arbeitnehmerschaft stark ausdiffe-

renziert, zunehmend prekarisiert und polarisiert sind. Unsere Partei braucht deshalb angemessene Ar-

beitsformen, die auf die Lebenswirklichkeit aller ArbeitnehmerInnen Bezug und Rücksicht nehmen und

gleichzeitig den Egoismenundden sozialen und politischen Zersplitterungstendenzen entgegenwirken.

Der Erhalt und die Weiterentwicklung von Solidarität erfordern solidarische Kommunikations- und Ar-

beitsformen. Daher genügt es nicht, denWohnortbezug unserer Statuten durch digitale Formate zu er-

gänzen.DieArbeitswelt des 21. Jahrhunderts verlangt nach einer zweiten Säule politischer Repräsentanz

in der SPD. Deshalb wollen wir moderne, flexible, der jeweiligen Arbeitssituation angepasste Struktu-

ren von Betriebs- und Branchengruppen einschließlich regionaler oder landes- und bundesweiter Be-

triebsgruppenzusammenschlüsse, Betriebsvertrauensleuten und Personengruppen (Betriebs- und Per-

sonalräte, Schwerbehindertenvertretungen, Jugend- und Auszubildendenvertretungen, Mitglieder aus

Aufsichts- und Verwaltungsräten,Mitarbeitervertretungen, hauptamtliche und ehrenamtlicheGewerk-

schafterInnen, interessierte Einzelpersonen…). Als Betriebsgruppenorganisationder SPDunterstützt, or-

ganisiert und vereinigt die AfA auch überbetriebliche Betriebsgruppenzusammenschlüsse mit den ent-

sprechendendemokratischgewähltenBetriebsgruppenkonferenzenund -VorständenaufBranchenebe-

ne (z.B. Eisenbahnen, Bundeswehr, Post, Telekom, Autoindustrie). Die Zusammenarbeit schlägt sich bei-

spielsweise in der Zugehörigkeit der jeweiligen Sprecher/Vorsitzenden zum AfA Bundesausschuss mit

beratender Stimme nieder. Die AfA ist schon von ihrer Gründungsidee, aber auch in ihrer Struktur der

Ansatz für einemoderneOrganisation, die sich strategisch, inhaltlich undpraktisch auf eine sich laufend

verändernde Arbeitswelt beziehen kann. Entscheidendwird dabei sein, dass - unsere Angebote den spe-

zifischen Nutzen, unser Alleinstellungsmerkmal als SPD und AfA in Gestalt einer Schnittstelle Betrieb-

Gewerkschaft-Partei-Politik aufweisen; wir sollten nicht vorhandene Gremien, etwa von Gewerkschaf-

ten, nachbilden oder in Konkurrenz dazu treten, - die SPD selbst nicht konkurrierende Angebote macht,

sondern arbeitnehmerbezogene Politikformen nur in enger Abstimmung und Koordinationmit der AfA

veranstaltet sowie die Erfahrungen und Kompetenzen der AfA nutzt, - unsere Parteiorganisation haupt-

wie ehrenamtlich ab der Ebene des Unterbezirks die Bildung von arbeitnehmer*innenbezogenen Struk-

turen unterstützt undmindestens ab der Ebene des (Regional-)Bezirksmit hauptamtlicher Zuarbeit und

angemessenem Budget ausstattet, - Spezifizierte Verteiler für den gesamten Bereich „ArbeitnehmerIn-

nen“ aufgebaut werden, auf die die auf der jeweiligen Ebene gewählten AfA-Vorstände Zugriff haben,

- auch auf Bundesebene die einheitliche, von demokratisch gewählten AfA-Gremien (Bundesvorstand,

Bundesausschuss) verantwortete, finanziell undmit hauptamtlichem Personal angemessen ausgestat-

tete ArbeitnehmerInnen-Struktur gestärkt wird. - die Medien der Partei, angefangen beim Vorwärts bis

in die digitale Kommunikation, das gesamte Spektrum der Partei abbilden und vor allem auch arbeit-

nehmerInnenbezogene Themen und AfA-Positionen aufgreifen. Dazu gehören eine authentische Spra-

che und verständliche Darstellungsformen. Komplexe Sachverhalte und notwendige Kompromisse sind

nachvollziehbar zu erklären und zu begründen, anstatt undifferenziert abzufeiern. Unsere Funktions-

und Mandatsträger*innen sollten dahingehend qualifiziert werden.

3) Die Arbeiterbewegung gewann ihre Stärke als Selbstorganisation der arbeitendenMenschen, die ihre
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Angelegenheiten selbst in die Hand nehmen. Die Glaubwürdigkeit der SPD hängt davon ab, dasswir uns

wieder besser in der Arbeitnehmerschaft verankern. Glaubwürdigkeit und Vertrauenwachsen erst dann

wieder, wenn die ArbeitnehmerInnen den Eindruck gewinnen, dass ihre Meinungen und Interessen in

der SPD wahrgenommen und umgesetzt werden - gerade in Zeiten, in denen schwierige und konflikt-

reiche Entscheidungen und Kompromisse getroffen werden müssen.
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S Soziales, Gesundheit und Pflege

S1

Beschluss
Annahme in Fassung der Antragskommission

Inklusion als Menschenrecht ins Grundgesetz und Umsetzung der Forderun-
gen des Fachausschusses der UNO Staatenbericht 2023 Allgemeiner Teil

Die BayernSPD nimmt sich vor, gemeinsam mit der Bundesregierung und dem Bundesvorstand

dafür zu sorgen, dass

1. die Rechte der Menschenmit Behinderung auf gesellschaftliche Teilhabe, Selbstbestimmung und

Barrierefreiheit gemäß den Bestimmungen der ratifizierten UN-BRK und des unterzeichneten Fa-

kultativprotokolls definitiv als Menschenrechte in das Grundgesetz aufgenommen werden

2. die Entwicklung von Strategien zur Stärkung des Engagements in allen Bereichen des Regierungs-

portfolios sichergestellt werden, so dass Behinderung in allen Bereichen von Staat und Gesell-

schaft alsQuerschnittsthemaanerkanntwird, undumbehindertenbezogeneMaßnahmen inallen

Rechtsbereichen wirksam zu

3. die Vereinbarkeit der bestehendenGesetze, Politiken und Verwaltungspraktiken systematischmit

den Verpflichtungen Deutschland’s aus dem Übereinkommen UN-BRK überprüft werden, men-

schenrechtsbasierte Aktionspläne mit einem klaren Konzept von Behinderung aufgestellt, ange-

messene Maßnahmen zur Förderung, zum Schutz und zur Verwirklichung der Rechte aus dem

ÜbereinkommenUN-BRK sowie Ziele und Indikatoren zurÜberwachungderUmsetzungdesÜber-

einkommens erstellt werden

4. die Überprüfung der Rechtsgrundlagen des Rechts von Verbänden zur Durchsetzung der Rechte

von Menschen mit Behinderung aus der UN-BRK auf Bundes- und Länderebene, der Erlass eines

allgemein geltenden Rechtsschutzrechts von Verbänden, die Bereitstellung wirksamer Rechtsbe-

helfe über bloße Feststellungsurteile hinaus gehen und die Beseitigung unbilliger Belastungen

wie der Gefahr prohibitiver Prozesskosten und überhöhter Zulässigkeitsanforderungen beseitigt

werden

5. die Entwicklung und Umsetzung institutionalisierter Verfahren für eine enge Abstimmung und

aktive Beteiligung von Organisationen von Menschen mit Behinderungen, einschließlich Organi-

sationen vonKindernmit Behinderungen,in allen sie betreffendenAngelegenheitendie Standards

für diese Verfahren festlegen, indem sie unter anderem ausreichend Zeit für ihre Antworten ga-

rantiert bekommen und alle einschlägigen Dokumente in zugänglichen Formaten bereitgestellt

werden

6. die Fähigkeit von Organisationen von Menschen mit Behinderungen, einschließlich Kindern mit

Behinderungen und Menschen mit geistigen und/oder psychosozialen Behinderungen, gestärkt
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werden, damit sie aktiv an allen Maßnahmen zur Umsetzung der UN -BRK beteiligt werden kön-

nen und ihre gesetzlichen Rechte, rechtliche Schritte einzuleiten, wirksam auszuüben und dafür

ausreichende Mittel bereitgestellt werden sowie die Sicherstellung, dass die Finanzmittel nicht

ausschließlich projektbezogen sind und ohneunangemessene administrativeHürden inAnspruch

genommen werden können
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S2

Beschluss
Annahme in Fassung der Antragskommission

Erarbeitung eines bundeseinheitlichen Zivil-, Not- und Katastrophenschutz-
planes sowie Versorgungspläne speziell für Menschen mit Behinderung in
Krisenzeiten

Artikel 11 der UN-Behindertenrechtskonvention verpflichtet die Vertragsstaaten, alle erforderlichen

Maßnahmen zu ergreifen, um in Gefahrensituationen den Schutz und die Sicherheit von Menschen

mit Behinderungen im Einklangmit ihren Verpflichtungen nach dem Völkerrecht zu gewährleisten. Das

Gleiche gilt für bewaffnete Konflikte und humanitäre Notlagen. Auch im Falle von Naturkatastrophen

haben die Vertragsstaaten sich zum Schutz und zur Sicherheit von Menschen mit Behinderungen

verpflichtet.

Ein angemessenes Katastrophenmanagement muss alle Menschen gleichberechtigt und unter Berück-

sichtigung ihrer Bedarfe einschließen. Dies erfordert gleichwertige Lebenschancen und -bedingungen

unabhängig vom Lebensort. Dafür wird ein abgestimmter und gemeinschaftlich getragener Plan mit

klaren Verantwortlichkeiten und gemeinsamen Standards benötigt. Aufgrund der inhaltlichen und ein-

satztaktischen Überschneidungenmuss eine Strategie verfasst werden, die Katastrophenschutz und Zi-

vilschutz unter dem Titel „Bevölkerungsschutz“ zusammenfasst und alle Beteiligten auf Bundes- und

Länderebene verbindlich einschließt. Dabei solltenMenschenmit Behinderung, nicht nur Verbände und

Organisationen,  z.B. Körperliche, intellektuelle, sinnesbezogene, psychische u.a. von Beginn an in die

Planungen miteinbezogen werden.

Dazu gehören insbesondere:

1. Die Formulierung einer Strategie für inklusiven Bevölkerungsschutz innerhalb Deutschlands, mit

klaren Zielen, Arbeitsschritten mit klarem Zeitplan, Zuweisung vonVerantwortlichkeiten und Prü-

fungsinstanzen zur Ergebnisbeurteilung

2. Die Einbindung vonMenschenmit verschiedensten Beeinträchtigungsformen in alle Schritte die-

ses Prozesses; auf Bundes-, Landes-, Kommunen- und Einrichtungsebene als Expert:innen in eige-

ner Sache und Entscheider:innen

3. Die Schaffung einer gemeinschaftlichen Sammelstelle für Informationen, Materialien und Ansät-

ze für inklusiven Bevölkerungsschutz, die aktiv zur Standardisierung beiträgt unter Einbeziehung

von Sammlung, Aufarbeitung und Nutzung existierendenWissens und vorhandener Ansätze aus

dem In- und Ausland für die Erstellung der Strategie und der konkreten Schritte.

4. Die Sammlung und Aufarbeitung der Erfahrungen und demWissen aus den Ereignissen der Ver-

gangenheit undWeiterleitung in Einsatzkonzepte und Strategien.
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5. Ausführliche Informationen, Kenntnisse und Schulungen der zuständigen Behörden, Organisatio-

nen und Rettungskräfte über die ansässigen Einrichtungen für Menschen mit Behinderung, die

Arten von Behinderung und die Anzahl derMenschenmit Behinderung in den jeweiligenGemein-

den und Orten

6. Ausführliches barrierefreies Informationsmaterial und intensive Schulungen über Rettungswege

und Verhalten bei Katastrophenschutzmaßnahmen für Menschen mit Behinderung

7. Öffentlich bekannte barrierefreie Rettungswege und Treffpunkte für Menschen mit Behinderung

8. Barrierefreie Auffang- und Unterbringungsmöglichkeiten für Menschen mit Behinderung sowie

Mensch-Assistenzhund-Gespanne

9. Ausreichende und barrierefrei zugängliche Versorgung mit Nahrung, Medikamenten und Hilfs-

mitteln für Menschen mit Behinderung,

10. Barrierefreie Transportmittel und besondere Schutzmaßnahmen für Menschen mit Behinderung

11. Speziell geschulte Betreuer für Menschen mit Behinderung im Katastrophenfall

12. Freiwilligen-Listen, in die sich Menschen mit Behinderung, die einen bestimmten Hilfebedarf ha-

ben freiwillig eintragen können

Die BayernSPD fordert daher - und fordert Bundes-SPD und Bundesregierung dazu auf, sich ihrerseits

dafür einzusetzen -, dass die Zivil-, Not- und Katastrophenschutzpläne so überarbeitet werden, dass in

Krisen- und Katastrophenzeiten schnelle und barrierefreie bedarfsgerechte Hilfemaßnahmen auch für

Menschen mit Behinderungen in dieWege geleitet und durchgeführt werden können.
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S3

Beschluss
Annahme in Fassung der Antragskommission

Bessere Teilhabe und Barrierefreiheit im Gesundheitswesen

Die BayernSPD setzt sich dafür ein, Maßnahmen zu ergreifen, um:

- die Verfügbarkeit und Zugänglichkeit von Gesundheitsdiensten in Bayern und allen anderen Bundes-

ländern, insbesondere für Frauenmit Behinderungen und in ländlichenGebieten, ohneDiskriminierung

zu gewährleisten, in dem Barrieren ermittelt und beseitigt und barrierefreie medizinische Ausrüstung

bereitgestellt wird;

- zu verhindern, dass Menschen mit Behinderungen weite Strecken zurücklegen müssen, um barriere-

freie medizinische Leistungen in Anspruch zu nehmen;

- zu verhindern, dass Menschen mit psychosozialen Behinderungen, Menschen mit geistiger Behinde-

rung sowie gehörlose und schwerhörige Personen aufgrund der mangelnden Ausbildung und des oft

diskriminierendenAnsatzes vonAngehörigenderGesundheitsberufemit geringererWahrscheinlichkeit

eine qualitativ hochwertige Gesundheitsversorgung erhalten;

- dieMechanismen für die regelmäßige Schulung von Angehörigen der Gesundheitsberufe in Bezug auf

Menschenrechte, Würde, Autonomie und die Bedürfnisse von Menschen mit Behinderungen gestärkt

werden und Pflichtbestandteil jeder medizinischen und pflegerischen Ausbildung werden

- die Durchsetzung der Vorschriften über den rechtlichen Schutz vonMenschen mit Behinderungen vor

Diskriminierung imGesundheitswesenunddie Festlegung standardisierter Protokolle für die Bereitstel-

lung medizinischer Informationen an Menschen mit Behinderungen zu gewährleisten und damit ihre

freie und informierte Zustimmung zu medizinischen Eingriffen zu ermöglichen bzw. zu verbessern. Die

BayernSPD fordert BundesSPD und Bundesregierung auf, entsprechend zu handeln.

25



Antragstool der BayernSPD
Beschluss S4

S4

Beschluss
Annahme in Fassung der Antragskommission

Art- und Tiergerechte Mitnahme von Assistenz-hund-Mensch Gespannen

Die BayernSPD fordert, die gesetzlichen Regelungen für Assistenzhunde in allen öffentlichen Bus-

sen, Bahnen, Schiffen und Flugzeugen umzusetzen, so dass

• Alle Assistenzhunde gemäß dem Assistenzhundegesetz barrierefrei überall mitgeführt werden

können,

• die Schwerbehindertenplätze in allen Bahnen für Mensch-Assistenzhundgespanne ohne Ein-

schränkungen gebucht und reserviert werden können

• im gesamten ÖPNV speziell für Assistenzhunde ausgewiesene Ablege-Plätze zu schaffen

• anerkannte Assistenzhunde immer kostenlos befördert werden

• Im Schadensfall der Gesamtwert des Hilfsmittels „Assistenzhund“ in vollem Umfang der Kosten-

träger Leistung erstattet werden

 

Assistenzhunde sind lebendigeHilfsmittelmit einemhohenmateriellenWert. IhrTransport in denmeis-

ten Fahrzeugen des ÖPNV ist sehr oft nicht möglich, weil kaum oder kein ausreichender Platz für eine

tiergerechte und sichere Ablegung des Hundes existiert. Die Hundemüssen z. T. unter den Sitzen liegen,

werden durch Mitreisende verletzt oder werden erst gar nicht befördert.

Die BayernSPD fordert BundesSPD und Bundesregierung auf, entsprechend zu handeln.
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S5

Beschluss
Annahme

DEN KURS IN DER RENTENPOLITIK Korrigieren - Solidarisch und gerecht den
Lebensstandard im Alter sichern - Rente mit 70 verhindern!

Das deutsche System der Altersvorsorge wird den Anforderungen von Sicherung des Lebensstan-

dards in einer sich wandelnden Arbeitswelt und Gesellschaft trotz der von der SPD durchgesetzten

punktuellen Verbesserungen nicht mehr gerecht. Immer mehr Menschen droht im Alter der Gang in

die Grundsicherung. Selbst Durchschnittsverdienende müssen mit einer Mager-Rente rechnen. Schuld

sind die Verwerfungen der letzten Jahrzehnte auf dem Arbeitsmarkt und eine verfehlte Rentenpolitik,

die durch die Vereinbarungen im Koalitionsvertrag nicht ausreichend korrigiert wird.

Menschen, die über einen langen Zeitraum Beiträge einzahlen, müssen im Gegenzug auch darauf ver-

trauen können, dass sie amEnde ihres Berufslebens eine auskömmliche gesetzlicheRente beziehenwer-

den. Diese Erwartung spiegelt noch immer einen breiten gesellschaftlichen Konsens wider und wird

nach wie vor generationenübergreifend geteilt.

DasDrei-Säulen-Modell der Alterssicherungunddie damit verbundeneTeilprivatisierung ist gescheitert.

Nur wenige haben die Möglichkeit, die wachsenden Versorgungslücken in Folge des festgelegten Leis-

tungsabbaus der gesetzlichen Rentenversicherung durch private Vorsorge zu schließen. Eine zusätzliche

betriebliche Altersvorsorge gibt es nicht flächendeckend, sie befindet sich in Zeiten einer langjährigen

Niedrigzinsphase auf dem Rückzug und erreicht gerade diejenigen Arbeitenden am wenigsten, die sie

am dringendsten bräuchten.

Die Leistungsreduzierungen bei der gesetzlichen Rentenversicherung, insbesondere nach der Jahrtau-

sendwende, waren vom Streben nach einem möglichst niedrigen Beitragssatz getrieben. Dieser Weg

bringt die Versicherten in eine Sackgasse, in der den marginalen Entlastungen in der Erwerbsphase so-

zialer Abstieg oder gar Armut im Alter folgen. Deshalb muss es einen Kurswechsel und eine Rückbe-

sinnung auf das Versorgungsprinzip sozialer Sicherung geben. Auskömmliche Renten müssen wieder

primäres Sicherungsziel des Sozialstaates werden. Die Rentenversicherung zählt zum Kern unseres So-

zialstaats und hat sich seit vielen Jahrzehnten bewährt. Gerade in der Zeit seit der Finanzmarktkrise ab

2008 stellte sich die Stärke dieses umlagefinanzierten Sicherungssystems heraus. Sie umfasst alle Ge-

nerationen im Land, ist unabhängig von Banken, Privatversicherungen und internationalen Fonds, von

privaten Renditeinteressen und auch unabhängig von der Entwicklung einzelner Beschäftigtengruppen,

Betrieben oder Branchen. Sie stellt dabei eine hälftige Finanzierung durch die Arbeitgeber sicher. Zu-

gleich nutzt sie bestmöglich den Vorteil möglichst großer, solidarischer Kollektive. Unser rentenpoliti-

sches Ziel ist es, in Zukunft den Solidarvertrag zwischen den und innerhalb der Generationen zu schüt-

zen und weiterzuentwickeln. Durch eine sozialstaatlich ausgestaltete und gerecht finanzierte Absiche-

rung muss ein gutes Leben im Alter garantiert und der Lebensstandard weitgehend gesichert werden.
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Deshalb wollen wir einen Kurswechsel in der Rentenpolitik mit einer langfristig deutlichen Steigerung

des gesetzlichen Rentenniveaus mit dessen dauerhafter Ankoppelung an die allgemeine Wohlstands-

entwicklung. Angesichts des tiefgreifenden Strukturwandels der Arbeitswelt und der bevorstehenden

Transformation der Industriearbeit ist dies besonders dringlich. Das Alterssicherungssystem muss an

die bevorstehenden strukturellen Umbrüche angepasst werden. Die Arbeitswelt wird immer vielschich-

tiger. Der Trend zu immer individuelleren Erwerbsverläufen wird sich im Zuge der Veränderung weiter

verstärken. Erziehungs-, Weiterbildungs- und Pflegezeiten werden zum Normalfall.

Ein zeitgemäßes Rentensystem muss sich an die Tatsache einer dynamischeren Arbeitswelt anpassen

und ebenfalls in Zeiten desWandels soziale Sicherheit für alle gewährleisten. Für eine nachhaltige Ver-

besserungder Versorgung imAlter ist derNeuaufbau einer solidarischenundgerechtenAlterssicherung

unverzichtbar! Das SPD-Zukunftsprogramm sieht viele Verbesserungen in der Rentenpolitik vor: Alle Er-

werbstätigen sollen langfristig in die Rentenversicherung aufgenommen werden. Armutsrisiken sollen

bei den Erwerbsminderungsrentner*innen verringert, vieles soll verbessert werden. Langjährige Pflege

von Familienmitgliedern sollen sich nicht mehr negativ auf die Rente auswirken. Gesetzlich Versicher-

te sollen sich in angemessenem Umfang ergänzend freiwillig in der gesetzlichen Rentenversicherung

versichern können. Eine ergänzende private Altersvorsorge ist kein Ersatz. Das Rentenniveau soll auf

48% dauerhaft stabilisiert werden. Tarifvertraglich vereinbarte kollektive Altersversorgungsformen sol-

len bevorzugt werden. Zudem soll die Vollverbeitragung sowie der Doppelverbeitragung von Betriebs-

renten in der gesetzlichen Krankenversicherung vollständig abgeschafft werden. Die im Koalitionsver-

trag festgelegte Stabilisierung des Rentenniveaus und das Festhalten am Status quo bei der gesetzli-

chen Rentenversicherung reichen nicht aus. Für eine lebensstandardsichernde gesetzliche Rente brau-

chen wir, wie auch von den Gewerkschaften gefordert, eine Anhebung auf 53 %. Mit der Reaktivierung

des Nachholfaktors noch vor der nächsten Rentenanpassung 2022 werden die Renten in den kommen-

den Jahren voraussichtlich nicht in ausreichendemMaßemit der Lohn- und Preisentwicklungmithalten

können.

Vor diesem Hintergrund fordern wir:

• Die gesetzliche Rente ist und bleibt der Grundpfeiler der Alterssicherung

Berechnungen zeigen, dass die Rendite der gesetzlichen Rentenversicherung positiv ist und auch für

kommende Generationen positiv bleibt. Die gesetzliche Rente ist der Grundpfeiler der Alterssicherung

in Deutschland. Die gesetzliche Rente muss zukünftig wieder die alleinige Säule der Alterssicherung

sein. Das System der gesetzlichen Alterssicherung ist so umzubauen, dass das Ziel der Lebensstandard-

sicherungwieder ausschließlich durch das gesetzliche Rentensystemerreicht und damit die strukturelle

Armut vermieden wird.

Nur die Rückkehr zur lebensstandardsichernden gesetzlichen Altersrente kann der jahrzehntelangen

Arbeits- und Beitragsleistung der Versicherten gerecht werden.

Die bisherige Riesterrente mit staatlicher Subventionierung der Versicherungskonzerne darf nicht wei-

tergeführt werden. Die gesetzliche Förderung privater Vorsorgemuss künftig entfallen. Für bestehende

Verträge soll jedoch der Vertrauensschutz gelten. Alle für die Altersvorsorge notwendigen Steuermittel

sind in der gesetzlichen Rentenversicherung zu bündeln.

Kapitalgedeckte Formen der Alterssicherung haben sich nicht bewährt. Sie sind risikobehaftet, zehren

einen großen Teil ihrer Erträge durch Verwaltungs- und Managementkosten sowie Profiterwartungen

28



Antragstool der BayernSPD
Beschluss S5

und Provisionen auf. Zudem vermehren sie auf den Finanzmärkten die Massen anlagesuchenden Ka-

pitals, was wiederum den Renditedruck von Fonds und Anlegern auf den produktiven Bereich erhöht.

Daher lehnen wir mit allem Nachdruck die von der FDP forcierte Aktienrente ab. Sie kann keinen nen-

nenswerten Beitrag zur Stabilisierung der Altersvorsorge leisten und kostet die Steuerzahlenden gerade

angesichts der Schuldenfinanzierung viel Geld, das an anderer Stelle fehlt. Gewinne entstehen lediglich

auf den Finanzmärkten.

• Schrittweise Anhebung des Rentenniveaus auf 53 Prozent

Wir haben die Abwärtsspirale bei der gesetzlichen Rente gestoppt. Um ein gutes Leben im Alter zu er-

möglichen und den Lebensstandard besser zu sichern, ist das gesetzliche Rentenniveau schrittweise von

heute 48 Prozent auf das Niveau von 53 Prozent anzuheben, also in etwa auf den Stand zu Beginn die-

ses Jahrtausends. Über lange Zeit wurde so ein Netto-Rentenniveau von etwa 70 Prozent erreicht – was

nach heutiger Berechnungsmethode einem Sicherungsniveau netto vor Steuern von etwa 53 Prozent

entspricht. Dies erfordert zwingend zwei Maßnahmen:

• Zentrale Bezugsgröße bei der Berechnung des Rentenniveaus ist die sogenannte Standardrente

mit 45 Entgeltpunkten für 45 Jahre Durchschnittseinkommen. Diese Standardrente ist auf der Ba-

sis der von langjährig Versicherten im Schnitt tatsächlich erreichten Entgeltpunkte (derzeit etwa

43 Entgeltpunkte) neu zu definieren.

• Das von der Bundesregierung angenommene Gesamtversorgungsniveau unterstellt, dass die ge-

setzliche Rente von einer Riester-Rente ergänzt wird. Doch auf viele Beschäftigte trifft diese An-

nahme gar nicht oder zumindest nicht in dieser Höhe zu, da sie über keine entsprechenden An-

wartschaften verfügen. Zudem geht die Bundesregierung von überzogen optimistischen Annah-

men hinsichtlich Rendite, Dynamisierung und Kosten aus. Diese unterstellte Zusatzvorsorge aus

einemRiester-Vertrag sollte daher in entsprechenderHöhewieder als Bestandteil der gesetzlichen

Rentenversicherung gezahlt werden.

Das Verhältnis von neuer Standardrente zu entsprechendem Durchschnittseinkommen muss mit 53%

zum dauerhaften Zielniveau werden.

Der Altersvorsorgeanteil (AVA) muss aus der Rentenanpassungsformel ersatzlos gestrichen werden.

1. Eine solidarische Finanzierung der Alterssicherung durch eine Paritätisch finanzierte

Erwerbstätigenversicherung

Wir wollen die paritätisch finanzierte Rentenversicherung in eine Erwerbstätigenversicherung weiter-

entwickeln, in die zukünftig alle Erwerbstätigen, also auch Selbständige, BeamtInnen, Berufspolitiker, in

das Rentensystem einbezogen werden. Aus verschiedenen Gründen ist gerade jetzt, also zu Beginn der

2020er Jahre der Umstieg auf eine Erwerbstätigenversicherung günstig und politisch geboten.

Hierbei sollen in Zukunft Sozialversicherungsbeiträge der Arbeitgeber auch zusätzlich auf den Gewinn

erhobenwerden können. Die Höhe des Arbeitgeberbeitrages im Bereich des Niedriglohnsektors istmin-

destens am Durchschnitt der Branche auszurichten (Arbeitgebermindestbeitrag).

Auf die historisch gewachsenen Ansprüche in den Sonderversorgungssystemen besteht ein eigentums-

ähnlicher Bestandsschutz. Deshalb kann die Weiterentwicklung zu einer Erwerbstätigenversicherung

nur schrittweise im Rahmen einer Stichtagsregelung vollzogen werden. Dabei werden jene Selbstän-

dige, Beamte, Abgeordnete oder freiberuflich Tätige in die Versicherungspflicht einbezogen, die zum
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Stichtag noch nicht in einem obligatorischen Alterssicherungssystem versichert sind. Im Rahmen der

Übergänge der Sonderversorgungssysteme in die Erwerbstätigenversicherung sind die jeweils nach al-

tem Recht noch erworbenen Anwartschaften zu gewährleisten. Der Übergang wird daher ein bis zwei

Generationen in Anspruch nehmen. Um Länder und Kommunen von den vorübergehend ansteigenden

Beitragslasten für Ihre BeamtInnen zu entlasten, errichtet der Bund einen Sonderfonds, der mittelfris-

tig durch die eingesparten Pensionen zurückerstattet wird. Perspektivisch stellenwir damit die Alterssi-

cherung unabhängig von der arbeitsrechtlichen Erwerbsform und dembezogenen Einkommen auf eine

möglichst breite Beitragszahlendenbasis.

Parallelmuss hierzu dieMöglichkeit einerDemographie-Rücklage in der Rentenversicherung geschaffen

werden. Ergänzend zum Aufbau dieser Demografie-Reserve muss ein demografie-bedingter Kostenan-

stieg vorübergehend durch Bundeszuschüsse zur gesetzlichen Rentenversicherung erfolgen.

DieMindestreserveunddieDemografie-Rücklage sind sinnvoll zu investieren.Wir halten es für dringend

geboten, damit bezahlbaren Wohnraum zu schaffen, wie dies schon bis 2005 geschah. Damit schaffen

wir gesellschaftlichen Nutzen und eine Verzinsung des angesammelten Kapitals. Die hierdurch mobi-

lisierbaren Beträge übersteigen die bisher geplanten Maßnahmen aller öffentlichen Hände für den so-

zialenWohnungsbau um ein Mehrfaches.

Beiträge und Bemessung

EinengutenSozialstaat gibt esnicht zumNulltarif. Der vondenArbeitnehmernundArbeitgebernparitä-

tisch finanzierte Beitragssatz vonderzeit 18,6%kannmoderat steigen, umsubstantielle Verbesserungen

im Rentenniveau zu erreichen. Eine positive Entwicklung auf dem Arbeitsmarkt hat in den letzten Jah-

ren viele Horrorvisionen über steigende Beiträge und die angebliche Unfinanzierbarkeit eines höheren

Leistungsniveaus widerlegt.

Aufgabe einer sozialdemokratischen Reformmuss es sein, die Rentenformel an die jetzige und künftige

Gesellschaft anzupassen und dieses Thema zu besetzen - als Vereinfachung, als Klarheit und als Schutz

vor dem Risiko der Altersarmut.

Dabei muss es Ziel sein, Nachteile in der Rentenversicherung ohne bürokratischen Auf wand auszuglei-

chen. Statt immer neue Ausnahmeregelungen zu schaffen, dürfte es gerechter sein, das Drittel der per-

sönlichen Entgeltpunkte für die Beitragszeiten mit der geringsten Bewertung auf den Durchschnitt der

persönlichen Entgeltpunkte anzuheben und somit zum Prinzip der Rente nach Mindesteinkommen zu-

rückzukehren.

Die Beitragsbemessungsgrenze für die Beiträge zur gesetzlichen Rentenversicherung ist aufzuheben,

wobei die Leistungen degressiv abgeflacht werden. Das bedeutet, dass oberhalb eines noch festzule-

genden hohen Jahreseinkommens die mit den Beiträgen verbundenen Rentenanwartschaften bei Be-

rücksichtigung der verfassungsrechtlichen Vorgaben nicht mehr im Verhältnis 1:1 ansteigen würden.

Außerdem sollen die Arbeitnehmerbeiträge zu den Sozialversicherungen in den unteren Einkommens-

bereichen zulasten entsprechend höherer Arbeitgeberbeiträge proportional reduziert werden.

Die Verschlechterung der Rentenformel durch denNachhaltigkeitsfaktormuss künftigwieder entfallen.

Zeiten des Bezugs von Bürgergeld sind künftigwiederwie bis 2010 als versicherungs- und Beitragszeiten

zu bewerten.
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Für Erziehungs- und Pflegeleistung (finanziert durch Pflegeversicherung) erhalten die erziehen-denbzw.

pflegenden Personen so viele Rentenpunkte zusätzlich zu ihrem Rentenanspruch, als hätten sie in der

Erziehungs- bzw. Pflegezeitweitergearbeitet. Entsprechenderfolgt eine rentenrechtlicheBewertung zu-

künftig von Aus- und Fortbildungszeiten.

Steuer- und Verteilungspolitik, Zuschuss

Die notwendige ausreichende Kapitalausstattung der umlagefinanzierten gesetzlichen Rente ist durch

einen angemessenen Zuschuss aus dem Bundeshaushalt herzustellen.

Darüber hinaus ist darauf hinzuwirken, dass auch die gesetzliche Rente nur zur Hälfte auf Leistungen

nach dem SGB XII angerechnet wird.

Außerdemmuss einwesentlicherTeil zur Finanzierung der gesetzlichen Rente zügig durch eine gerechte

Steuer- undVerteilungspolitik erbrachtwerden.Der Spitzensteuersatz ist zu erhöhen, umdie sozialeUn-

gleichheit einzudämmen. Außerdem sind europaweit Finanzgeschäfte (Finanztransaktionssteuer) und

die Umsätze von digitalen Unternehmen (Digitalsteuer) zu besteuern.

Die Mehreinnahmen sind zur Stärkung der gesetzlichen Rentenversicherung einzusetzen. Alters-

vorsorge ist auch und gerade in Zeiten tiefgreifender Umbrüche eine gesamtgesellschaftliche Aufgabe.

Angesichts der Reichtumsentwicklung ist sie auch finanzierbar.

Die gesetzliche Obergrenze für Rücklagen der gesetzlichen Rentenversicherung von aktuell 1,5 Monats-

ausgaben ist zu beseitigen oder zumindest deutlich zu erhöhen.

 

Beitragsungedeckte Leistungen steuerlich finanzieren

Leistungen, die systematisch nicht durch Beiträge gedeckt sind, wollen wir solidarisch und gerecht über

Steuermittel finanzieren. Es entspricht der rentenpolitischen Beschlusslage der SPD, alle versicherungs-

fremden, aber sozial notwendige Leistungenüber das allgemeine Steueraufkommen zufinanzieren. Da-

zu gehören zum Beispiel: Mütterrente, Ost-West-Angleichung, Erwerbsminderungsrente, Erziehungs-

und Pflegeleistungen.

Betriebliche Altersvorsorge als Ergänzung

Die bestehenden und zukünftigen vereinbarten Regelungen zwischen Gewerkschaften und Arbeit-

geberverbänden bezüglich Betriebsrente bleiben unberührt. Eine betriebliche Altersversorgung (bAV)

kann,  tariflich abgesichert und arbeitgeberfinanziert, als Ergänzung zu einer gestärkten gesetzlichen

Rente einen Beitrag zur individuellen Absicherung im Alter, bei Erwerbsminderung sowie zur Hinter-

bliebenenversorgung leisten. Den Einsatz von Steuermitteln zu deren Förderung lehnen wir hingegen

ab.

1. Guter Übergang in die Rente statt Rente mit 67 oder 70!

Die Regelaltersgrenze anpassen

Die Diskussionen umVerbesserungen beim Rentenniveauwie bei der Armutsbekämpfungwerden kon-

terkariert durch die nicht enden wollende Debatten um eine immer höhere Regelaltersgrenze. Letztere

lehnen wir ab.
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Die Rentemit 67 geht an der Realität vieler Beschäftigten vorbei und ist durch das gesetzliche Rentenzu-

gangsalter mit 65 Jahren und durch flexible, die individuelle Situation berücksichtigende Übergänge zu

ersetzen. Eine realistisch in Arbeit erreichbare Regelaltersgrenze muss gerade vor dem Hintergrund des

Wandels der Arbeit verstärkt von passgenauen Optionen für die Gestaltung sozial abgesicherter Über-

gänge während des Erwerbslebens sowie beim Ausstieg aus dem Erwerbsleben begleitet werden. Hier

geht es um die Ermöglichung und Förderung abschlagsfreier Übergänge vomArbeitsleben in den Ruhe-

stand. Lücken in der Erwerbsbiografie haben in der Regel negative Auswirkungen auf die Versorgungs-

situation imAlter. Mögliche Instrumente für denÜbergang in den Ruhestand sind hier insbesondere die

Stärkung der Rahmenbedingungen für die Altersteilzeit, ein dauerhafter Rentenzugang ohneAbschläge

ab 63 Lebensjahren und nach mindestens 45 Beitragsjahren.

Erwerbsminderungsschutz verbessern

Der Invaliditätsschutz der gesetzlichen Rentenversicherungen ist weiter zu verbessern. Der Zugang zur

Erwerbsminderungsrente ist zu erleichtern.

Die Altfälle sollen den Neufällen gleichgestellt werden. Die Zurechnungszeiten für die Erwerbsminde-

rungsrenten (auch Altfälle) werden auf 65 Jahre verlängert. Erwerbsgemindert ist, wer wegen körper-

licher (z.B. Unfall) oder psychischer Erkrankung einer Erwerbstätigkeit nicht mehr nachgehen kann. Im

vorletzten Bundestagswahlkampf wurde den Erwerbsgeminderten eine deutliche Verbesserung ihrer

Erwerbsminderungsrente versprochen. Tatsächlich wurde mit dem Rentenpaket 2014 die Zurechnungs-

zeit bei Rentenneuzugängen ab 1. Juli 2014 um zwei Jahre verlängert. Erwerbsgeminderte wurden dabei

so gestellt, als hätten sie mit ihrem bisherigen Einkommen bis zum 62. statt wie vorher bis zum 60.

Geburtstag weitergearbeitet.

Außerdem müssen neben der beschlossenen Verlängerung der Zurechnungszeiten und den jüngsten

Verbesserungen bei der Erwerbsminderungsrente in weiteren Schritten ungerechtfertigte Abschläge

beseitigt werden. Niemand wird freiwillig erwerbsgemindert.

Währenddessenmüssen die Angebote undMöglichkeiten der Prävention und Rehabilitation auch durch

die gesetzliche Rentenversicherung ausgeweitet werden, um alters- und alternsgerechte Arbeit zu för-

dern undgesundheitsbedingte vorgezogeneAustritte aus demErwerbslebenmöglichst lange zu verhin-

dern. Dabei ist besonderes Augenmerk auf Maßnahmen gegen den dramatischen Anstieg psychischer

Belastungen zu legen.

5) Nur gute Arbeit sichert gute Rente.

Dauerhafte, sozialversicherungspflichtige und gut bezahlte Arbeit kann einerseits individuelle Ansprü-

che auf eine gute Altersversorgung und andererseits gesunde solidarische Rentenfinanzen sichern. Des-

halb streben wir auch mit Blick auf die Rente Ordnung auf dem Arbeitsmarkt ohne Prekarität, Niedrig-

löhne und gebrochene Erwerbsbiografien, mit geschlechtergerechter Erwerbsbeteiligung, mit Arbeits-

und Gesundheitsschutz an.
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S6

Beschluss
Annahme

Initiative für gestaffelten Mutterschutz unterstützen und Aufklärungskampa-
gne zum Thema Frauengesundheit mit dem Schwerpunkt Fehlgeburten

Wir fordern die Mitglieder der Bundestagsfraktion auf, die Initiative für einen gestaffelten Mutter-

schutz zu unterstützen und dazu einen Gesetzesentwurf zu entwickeln sowie sich für eine umfassende

Aufklärungskampagne zum Thema Frauengesundheit (mit dem Schwerpunkt Fehlgeburten, aber auch

Themen wie Endometriose, HPV, unerfüllter Kinderwunsch, traumatische Geburten, etc.) einzusetzen,

um das Allgemeinwissen und die Aufklärung in den frauengesundheitlichen Bereichen zu verbessern.

Keine Frau sollte am Tag nach einer Fehlgeburt wieder arbeiten gehenmüssen. Ein gestaffelter Mutter-

schutz muss gesetzlich geregelt werden.

Eine frauengesundheitliche Aufklärungskampagne ist begleitend analog, digital und in Schulen not-

wendig.
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I Innenpolitik, Justiz und Verfassungsfragen

I1

Beschluss
Annahme

Keine Jugendlichen mehr ins Gefängnis, bevor sie rechtlich beraten wurden

Wir fordern, dass die Pflichtverteidigung in Jugendgerichtsverhandlungen ausgeweitet wird. Hier-

für soll § 68 Nr. 5 JGG geändert werden, sodass eine Pflichtverteidiger*in nicht nur dann notwendig ist,

wenn eine „Jugendstrafe (…) zu erwarten“ ist, sondern dann, wenn diese „nicht auszuschließen ist“.
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I2

Beschluss
Annahme

Rechtsextremismus nicht nur auf der Straße, sondern auch in den Betrieben
bekämpfen

Das Förderprogramm „Zusammenhalt durch Teilhabe“ aus dem Innenministerium ist zu erhalten

und finanziell aufzustocken. Das Förderprogramm „betriebliche Demokratiebildung fördern“ des BMAS

wird über das Jahr 2025 hinaus erhalten und finanziell aufgestockt.

Weitere Fördermöglichkeiten für den Kampf gegen Rechts in Betrieben – z.B. für Sozialpartner*innen,

Pausenräume, etc. müssen geprüft, etabliert und idealerweise institutionalisiert werden.
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I3

Beschluss
Annahme

Die Demokratie ist wehrhaft! Rechtsstaatliche Mittel gegen die AfD nutzen

Die SPD strebt einen Antrag beim Bundesverfassungsgericht zur Überprüfung der Verfassungs-

konformität der AfD an. Die Verantwortlichen der SPD im Bundestag, in der Bundesregierung und im

Bundesrat werden aufgefordert, alle hierfür notwendigen Schritte zu ergreifen und entsprechende

Anträge zu unterstützen.
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I4

Beschluss
Überweisung als Material zu LAT1

Mobilisierung der Demokratie. Handlungsfähiger Staat - soziale Gerechtigkeit
- Demokratie - Solidarität

(Impuls für eine politische Offensive der Bayern-SPD: Blick nach vorn statt zurück im Zorn)

Es gehört zum Standard in den aktuellen Kommentaren zur politischen Lage: Demokratie, Wohlstand,

gesellschaftlicher Zusammenhalt - alles ist in höchster Gefahr. Auch der Freistaat Bayern rückt unter

Führung von CSU, FreienWählern und AfD nach rechts.

Anstatt über die täglichen Symptomewollenwir überUrsachenund Lösungendiskutierenundentschei-

den. Die Sozialdemokratie muss wieder den Mut fassen, die Widersprüche und Aufgaben unserer Zeit

klar zu benennen und umMehrheiten für die notwendigen Veränderungen zu kämpfen.

Dazu gehört es, die Landespolitik und die Arbeit der BayernSPD in den Zusammenhang der bundes-

weiten und internationalen Entwicklung zu stellen. Das haben dieWähler*innen bei der Landtagswahl

getan, und bei den bevorstehenden Europa- und Bundestagswahlen versteht es sich von selbst. Erfolg-

reiche sozialdemokratische Politik in Bayern kann nie nur Landes- oder Kommunalpolitik sein. Nurwenn

sich die Zustimmung zur SPD insgesamt verbessert, steigen unsere Chancen für Erfolge bei der Kommu-

nalwahl 2026.

DieWahlerfolge der AfD und der politische Rechtsruck in vielen Staaten derWelt habenMillionenMen-

schen in Deutschland für die Demokratie und gegen Hetze und Spaltung auf die Straßen und Plätze

gebracht. Es ist die Pflicht und Chance der Sozialdemokratie - gerade in Bayern - diese Entwicklung nicht

verpuffen zu lassen, sondern ein attraktives Angebot für die inhaltliche Füllung des Rufes nach Zusam-

menhalt und Mitwirkung zu entwickeln, inhaltlich wie organisatorisch.

Zur Belebung der Demokratie in allen Lebensbereichen kann der Freistaat einiges beitragen: in der Bil-

dungspolitik, in der Kommunalpolitik, im Öffentlichen Dienst, in derWirtschaft, bei der Gestaltung der

Transformation, bei der Rückführung öffentlicher Dienstleistungen in die öffentliche Hand….  EchteMit-

bestimmung für Schüler*innen, Einführung und Ausbau des Sozialkunde- Unterrichts und der politi-

schen Erwachsenenbildung, Kita-Eltern auf Landesebene, Ent-Hierarchisierung der Kommunalpolitik,

Mitbestimmungbei der Regional- und Energieplanung, VerkürzungderWahlperiode in denKommunen,

Jugendparlamente verpflichtend, Mitbestimmung von Arbeitenden und Gewerkschaften bei der Trans-

formation derWirtschaft, öffentlicheDaseinsvorsorge in öffentlicheHändewie beispielsweise Kranken-

häuser, Pflegeeinrichtungen, Ver- und Entsorgung sind nur einige Beispiele aus traditionellen Forderun-

gen der BayernSPD, die es in einem Konzept „Mobilisierung der Demokratie“ zusammenzufassen gilt.

37



Antragstool der BayernSPD
Beschluss I4

Wir dürfen dabei nicht in Beliebigkeiten stecken bleiben. Demokratie ist keine leere Hülle. Sie muss mit

demDiskurs über die Situation derMenschen, ihrer Sicht der Dinge undmit Lösungsvorschlägen gefüllt

werden. Dafür bieten wir in kurzen Schlagworten die im Folgenden genannten Ansätze.

Wir haben es mit mehreren ineinander verschränkten Krisen zu tun:

• SeitMitte der 1970er Jahre befindenwir uns in einer neuen Phase derweltweitenwirtschaftlichen

Entwicklung: dasWohlstandsmodell der Zeit nach demWeltkrieg wurde schrittweise vom Neoli-

beralismus abgelöst: globale Unternehmen und superreiche Einzelpersonen befreien sich von den

Verpflichtungen aus staatlicher Regulierung, von Sozialstaat, Steuern, Arbeitsbeziehungen, Recht-

setzung. Finanzmärkte ermöglichen das Abheben von lokalen und regionalen Bindungen. Es läuft

eine Periode der Umverteilung deswachsenden Reichtums von unten nach obenmit einer sich zu-

spitzenden sozialen Krise. Immer mehr Menschen erleben unsere Gesellschaft als ungerecht und

zweifeln an der Demokratie.

• Auch die weltweiten Ungleichgewichte zwischen den entwickelten kapitalstarken Industrielän-

dern und den Regionen des sogenannten globalen Südens nehmen zu. Bevölkerungsreiche und

wirtschaftlich dynamische „Schwellenländer“wie China, Indien, Brasilien suchen Verbündete und

Einflusszonen. Sie beanspruchen mit wachsendem Selbstbewusstsein Mitsprache auf der Welt-

bühne und lassen sich nicht westliche Normen aufzwingen. Die kapitalschwachen Länder bleiben

weiter in Abhängigkeit. Zusammenmit demWohlstandsgefälle zu den ehemaligen Ostblockstaa-

ten übt das Druck auf die Arbeits- und Lebensbedingungen in den entwickelteren Ländern aus. An

den Rändern der Zonen unterschiedlichen Reichtums entstehen immer neue Konflikte und Brand-

herde. Hier werden neue Mauern und Grenzen gezogen. Globale geopolitische Krisen und Kriege

um Rohstoffe, Märkte, Handelswege, territoriale Ansprüche und Einflusszonen samt weltpoliti-

schem Einfluss nehmen zu. Das westlicheModell von Freiheit und Demokratie büßt weltweit und

im Inneren anZustimmungein. Der Ruf nach starker und autoritärer Führungwird lauter. Autokra-

tien, Diktaturen und nationalistische Bewegungen verschiedener Schattierungen sehen sich als

Alternativen zu den liberalen Demokratien im Aufwind. Auch angesichts immer neuer Verstöße

gegen das Völkerrecht scheint die „Friedensdividende“ aus dem Ende des Kalten Krieges aufge-

zehrt. Dies wiederum setzt eine neue teure Rüstungsspirale in Gang, die erhebliche wirtschaftli-

chen, sozialen und ökologische Folgen nach sich zieht.

• Immer mehr wird die Endlichkeit und begrenzte Belastbarkeit der natürlichen Ressourcen, von

Rohstoffen, Wasser und Klima wahrnehmbar. Die Konkurrenz der Volkswirtschaften und Staaten

schwächt dieWirkung von Programmen gegen die ökologische Krise.

• Die Arbeitswelt unterliegt, beschleunigt durch die Pandemie, einer umfassenden Transformation.

Digitalisierung, künstliche Intelligenz, Ausstieg aus dem fossilen Zeitalter, neue Formen derMobi-

lität erfassen alle Bereiche der gesellschaftlichen Arbeit von der Landwirtschaft über die Industrie

bis zu Dienstleistungen und Kultur. Sie führen zu neuen Spaltungen, Abstiegen und Individuali-

sierungen, zu Status- und Zukunftsängsten. Positive Szenarien und Chancen, um die gekämpft

werden muss, haben derzeit kaum Konjunktur.

• Reichtumsgefälle, Klimawandel, zunehmende inner- und zwischenstaatliche Gewalt verursachen

weltweiteMigration undWanderungsbewegungen, die mit nicht hinnehmbaremmenschlichem

Leid verbunden sind. Sie führen in den Herkunfts-, Transit- und Zielländern zu wachsenden wirt-

schaftlichen, sozialen und politischen Belastungen und Verwerfungen.
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• Der neoliberale Traum vom „Schlanken Staat“, die kapitalgetriebene Globalisierung, der dadurch

mitverursachte Einnahmeschwund bei der Besteuerung von Kapital, die Erpressbarkeit nationaler

Politik durch globale Konzerne und Investoren, erhöhter Regulierungsbedarf, steigende Repara-

turkosten für die Krisenfolgen undmilitärische Aufrüstung höhlen staatliche Handlungsfähigkeit

und demokratische Handlungsspielräume aus. Aus einer verunsicherten, mehrfach gespaltenen

Gesellschaft erwachsen derzeit keine politischenMehrheiten, die die Kraft hätten, eine Umvertei-

lung vonMacht und Geld durchzusetzen. So gerät beispielsweise die finanzpolitische Selbstfesse-

lung Deutschlands und der EU durch diverse „Schuldenbremsen“ zur Zukunftsblockade und zum

sozialen Sprengsatz. Die Pandemieundder Problemstauhabenden Staat zu immer enger getakte-

tenMaßnahmen veranlasst, die tief in Alltagsgewohnheiten und Besitzstände eingreifen. Berech-

tigteKritik daranundander immer stärker empfundenenBürokratiemuss in einen zielgerichteten

Prozess der Überprüfung einmünden. Maßnahmen und Bürokratie sind an ihrer Notwendigkeit,

Angemessenheit und Gerechtigkeit zu messen. Dabei geht es insbesondere um Regelungen, die

den Zugang zu sozialen Leistungen erschweren, von Sonder- und Ausnahmeregelungen, die von

einflussreichen Gruppen durchgesetzt wurden und um länderspezifischer Sonder- Ausnahmere-

gelungen, die Ausfluss eines falsch verstandenen Föderalismus sind.

• Gewerkschaften, Verbände und gesellschaftliche Bewegungen, die auf solidarischemHandeln fu-

ßen, wirken zwar teilweise in ihrem unmittelbaren Umfeld, verlieren aber gegenüber mächtigen

Sonderinteressen an politischem Einfluss. Die Veränderungen in der Zivilgesellschaft verstärken

die Krisen der Demokratie. Es entsteht ein Kreislauf von Entsolidarisierung, Radikalisierung und

Rechtsverschiebung im gesamten gesellschaftlichen und politischen Spektrum.

In dieser Situation ist die Sozialdemokratie gefordert, diese tiefen Krisen zu erkennen und Antworten

zu geben. Siemuss dies erst recht tun in Regierungsverantwortung, in der Koalitionskompromisseman-

gels eigener Mehrheiten notwendig sind. Ausgangspunkt eines solchen Sofortprogramms müssen De-

mokratie, Gute Arbeit und soziale Gerechtigkeit sein.

Wir fordern eine Mobilisierung der sozialen Demokratie mit folgenden Hauptzielen:

 

1. Handlungsfähiger Staat: Vorrang für Gerechtigkeit, Respekt, Gleichstellung, Solidarität:

• Erhalt/Schaffung einer flächendeckenden, qualitativ angemessenen Infrastruktur in Bereichen

des alltäglichen Bedarfs wie Mobilität, Kinderbetreuung, Bildung, Post- und Finanzdienstleistun-

gen, Gesundheit. Erhalt des 49e-Tickets und Erhöhung der Regionalisierungsmittel für den Schie-

nenpersonenverkehr. Stopp aller weiteren Privatisierungen und Verkäufe staatlichen und öffent-

lichen Eigentums in den Bereichen Infrastruktur und Daseinsvorsorge. In diesen Bereichen auch

Rückführungen in vollständiges öffentliches Eigentumwie beispielsweise bei Bahn, Post, Telekom-

munikationsnetzen, Energie, Gesundheit. SchaffungeinesmarktbeherrschendenKorridors öffent-

lichen Eigentums in zentralen Bereichen der Daseinsvorsorge wie soziale Dienstleistungen, Ban-

ken undWohnen. Angemessene finanzielle Ausstattung der Kommunen. Finanzierung durch eine

Vermögensabgabe und eine Sonderbesteuerung von Krisengewinnen, beispielsweise im Energie-

und Rüstungssektor. Reform des öffentlichen Dienstes: angemessene Personalausstattung, ge-

setzlich geregelte Transparenz, Demokratisierung, geordnete Digitalisierung über alle staatlichen
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Ebenen hinweg. Dadurch mehr Bürgerfreundlichkeit, bessere Rechtsdurchsetzung bei Schwarz-

arbeit, Steuerdelikten, Geldwäsche, Sicherheit und Demokratiegefährdung. Systematischer, ursa-

chengerechter und zielgerichteter Abbau von Bürokratie.

• Mindestlohn von 60 % des Medianlohnes nach den Richtlinien der EU;

• Tarifbindung von 80%, insbesondere durch ein neues Vergaberecht mit Tariftreue für alle wesent-

lichen Teile der gesamten Lieferkette; durch ein Zuwanderungsrecht, das die Arbeitserlaubnis für

Beschäftigte aus Drittstaaten an die Tarifbindung des Arbeitgebers und die Zustimmung des Be-

triebsrates knüpft. Keine Kürzungen in der Arbeitsmarktpolitik. Recht auf arbeitgeberfinanzierte

Weiterbildung. Abschaffung des kirchlichen Arbeitsrechts. Erfassung und Kontrolle aller Arbeits-

zeiten, Schließung des „gender pay gap“ und „gender care gap“.

• ParitätischeMitbestimmung inallenUnternehmenab500Beschäftigtenmit erweitertemKatalog

an zustimmungspflichtigen Geschäften für Betriebs-, Personal- und Aufsichtsräte.

• Pflege- und Rentenreform: Erwerbstätigenversicherung bei Rente, Rentenniveau 53% ohne Pri-

vatisierung, degressiv gestaffelte Übernahme des Arbeitnehmerbeitrags für Geringverdienende

durch den Arbeitgeber. Bürgerversicherung in der Kranken- und Pflegeversicherung für alle Be-

völkerungsgruppenund Einkommensarten,mit einer Pflege-Vollversicherung, bei Kapitalerträgen

gegebenenfalls mitfinanziert über Steuern.

• Offensive für öffentliche Investitionen, u.a. Schaffung eines Sondervermögens für Infrastruktur;

dadurch auch Auslösung und Förderung privater Investitionen, Beteiligung der lokalen/regiona-

len Bevölkerung an den Entscheidungen und der Wertschöpfung; Transformation und den Bau

bezahlbaren Wohnraums; Investition der Rücklagen der Gesetzlichen Rentenversicherung in den

BaubezahlbarenWohnraums imEigentumderGRV.Unterstützungder industriellenTransformati-

on durch staatlich geförderte und gewerkschaftlich mitbestimmte „Transformationscluster“, För-

derung einer klimagerechten, nachhaltigen Produktion. Bindung aller staatlichen Zuschüsse an

tarifliche Arbeitsbedingungen, Mitbestimmung und mindestens zehnjährige Standorttreue.

• Einrichtung von zentralen Anlaufstellen (Beratung, Beschwerden, Überleitung in das staatliche

Rechtssystem) in der Regie der Gewerkschaften für alle Konflikte und Verstöße im Bereich der Ar-

beitswelt: von Whistleblowing über Nichteinhaltung von Schutzrechten, Mindestlohn und Tarif-

verträgen, Union-Busting, Betriebs- und Personalvertretungsrecht…

• Umfassende Steuerreform zugunsten der Arbeitseinkommen zulasten von großen Vermögen und

Spitzeneinkommen. Vereinfachung des Umsatzsteuerrechts. Rückerstattung der co2-Abgabe ab

1.1.2025 durch ein Klimageld für BezieherInnen mittlerer und geringer Einkommen.

1. Internationaler Bereich: Mehr Diplomatie wagen, Handel im Dienst der Gerechtigkeit

• Sofortige diplomatische Initiativen zur Beendigung des Krieges in der Ukraine und in Nahost.

• Reform der Handelspolitik durch Ausbau des Systems der Klimazölle und Einführung eines Sozia-

len Grenzausgleichssystemsmit Zöllen gegen Lohn- und Sozialdumping, auch alsWeiterentwick-

lung des Lieferkettengesetzes auf europäischer Ebene und mit einem neuen Ansatz in der WTO

(Welthandelsorganisation).
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III. Parlamentarische Demokratie leben - Partei von oben her demokratisieren

• Belebung der parlamentarischen Demokratie: keine einsamen Entscheidungen größerer Tragwei-

te durch kleine Spitzenrunden, rechtzeitige Beteiligung von Fraktion und Partei.

• Wiederbelebung und Modernisierung der innerparteilichen Demokratie: Schluss mit dem Leitan-

tragswesen auf Bundesparteitagen, mehr Zeit für inhaltliche Debatten, Teilplenen, Transparenz

bei Personalentscheidungen, Zugang zu Protokollen von Vorstandsgremien für Vorstandsmitglie-

der der jeweils nächsten Ebene, Kernwählerschaft durch Stärkung der strategischen Arbeitsge-

meinschaften einbinden, Gremiendschungel auf Bundesebene lichten, analogen Austausch und

digitale Vernetzungder Parteigremienund -Mitglieder untereinander ermöglichenundunterstüt-

zen. Rolle von Haupt- und Ehrenamt klären und zeitgemäß definieren. Satzungsmäßige Regelun-

gen zur Bearbeitung und Beantwortung von Beschlüssen, Anträgen, Anfragen und deren Berück-

sichtigung bei der gemeinsamen Willensbildung der Partei. Das alles gilt analog für die Landes-

ebene.
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WWirtschaft, Finanzen und Entwicklungszusammenarbeit

W1

Beschluss
Annahme

Zusammenhalt und Zukunft eine Chance geben: 111 Milliarden für die 2030er
Jahre und ein neues Bündnis für Handwerk und Industrie

Die bayerische Wirtschaft braucht ein Update. Gemeinsam mit allen kommunalen Ebenen, der

Wissenschaft und den Gewerkschaften müssen die wichtigsten Engpässe und Zukunftsperspektiven

für die Weiterentwicklung der bayerischen Industrie und des bayerischen Handwerks identifiziert

werden. Industrie und Zulieferer, Handwerk einschließlich der energieintensiven Betriebe, Mobilitäts-

unternehmen samt den erforderlichen Infrastrukturen, vor allem aber die aktuellen und zukünftigen

Beschäftigten müssen gemeinsam erfolgreich in die 2030er Jahre kommen.

Wir müssen in Bayern alles in dieWaagschale werfen, um dieWirtschaft und Arbeitsplätze wieder nach

vorne zu bringen und ihre sozial-ökologische Transformation zu gestalten. Mit einem Sondervermögen

der Bayerischen Staatsregierung in Höhe von 111Milliarden Euro schaffenwir bis 2030 die Grundlage für

Starthilfen, für strategischePartnerschaften inWirtschaftundWissenschaftund fürdieBewältigungder

konkreten Transformationskosten in Handwerk und Industrie hin zu einer ressourcenschonenden und

sozial nachhaltigenWirtschaftsweise. Eine entscheidende Rolle muss dabei eine mit den Gewerkschaf-

ten erarbeitete Garantie für Gute Arbeit, Aus- undWeiterbildung spielen. Die Leistungen und Chancen-

Vergabe erfolgt durch einheitliche, trägerübergreifende Beratungsstellen angesiedelt bei den Transfor-

mationsräten in und für ganz Bayern als auch durch digitale Antragsstellung für alle, die in Bayern Zu-

kunft möglichmachen. Die zusammenhanglosen Linien derWirtschaftspolitik der Staatsregierung, ins-

besondere der Hightech Agenda Bayern, des Digitalplan Bayerns und der widersprüchlichen Förderpro-

gramme von BayernLB bis BayernInvest müssen bis Januar 2025 in einem unbürokratischen Bündnis für

Industrie und Handwerk zusammengebracht werden.Wir fordern: statt 100 Söder-Sonderprogrammen

1 Bündnis für Industrie und Handwerk! Die Vergabe sämtlicher Mittel ist dabei an Standortgarantien,

betriebliche Mitbestimmung und Arbeitsbedingungen nach Flächentarifverträgen zu binden.

Wir sind stolz auf die Tradition von Handwerk und Industrie in Bayern. Wir stehen ein für all die Betrie-

be Bayerns, die in der sozial-ökologische Transformation ihre Verantwortung ernst nehmen.Wir stehen

für die Zukunft unseres Handwerks und unserer Industrie. Deswegen schaffen wir die Rahmenbedin-

gungen, damit Bayern Industrieland und Heimat für das Handwerk bleibt. Der Umbau von Anlagen,

die Entwicklung neuer Geschäftsfelder und die Neubegründung von Industrien der Kreislaufwirtschaft

brauchen Zuversicht, Begeisterung und höchste Qualifikation auf allen Ebenen, von anspruchsvollsten

Reparaturen im Handwerkerhof bis zur internationalen Forschung im Rechenzentrum. Die Grundlage

für zukunftsfeste Traditionsbetriebe und robuste Startups sind qualifizierte Beschäftigte mit rechtlich

garantierter Beteiligung am Nachdenken, am Entscheiden und am Erfolg. Das bayerische Bündnis für

Handwerk und Industrie leistet seine Förderungen, Investitionen und Garantien überall da, wo Stake-

holder und Beschäftigte Bündnispartner*innen sind. Das sind Gewerkschaft, Betriebsrat und Aufsichts-

42



Antragstool der BayernSPD
BeschlussW1

rat. Das sind auch kreative Projekttarifverträge. Das sind auch regionale oder branchenbezogene Koope-

rationen von Unternehmen, Beschäftigten, Gemeinden, Arbeitsverwaltung und Bildungswesen. Teil des

Bündnisses sind aber immer auchbetriebliche oder überbetriebliche transparente, zertifizierte undqua-

litativ hochwertige Qualifizierungsangebote im Rahmen eines entsprechend ausgestatteten Aus- und

Weiterbildungsfonds. Das Fundament für den Neustart von Industrie und Handwerk in Bayern wird ge-

gossen in funktionierende Infrastruktur und Daseinsvorsorge von Kinderbetreuung über das Bildungs-

system, Gesundheitsversorgung, bezahlbarenWohnraum, Familienfreundlichkeit bis zur Mobilität.
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